
Nachbarschaftsverband Karlsruhe NVK
Einladung zur öffentlichen Sitzung der Verbands- 

versammlung des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe 

Am 10. November 2025 findet um 15.00 Uhr im Bürgersaal des Karlsruher Rathauses 
eine öffentliche Sitzung der Verbandsversammlung des Nachbarschaftsverbandes 
Karlsruhe mit folgender Tagesordnung statt: 

TOP 1 Jahresabschluss des NVK für das Haushaltsjahr 2024 
Feststellungsbeschluss durch die Verbandsversammlung  

TOP 2 

TOP 3 

TOP 4 

TOP 5 

TOP 6 

TOP 7 

Vereinbarung über die Erledigung und Kostenerstattung der Aufga-
ben des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe 
Beschluss durch die Verbandsversammlung  

Einzeländerung Flächennutzungsplan 2030  
EL-S-E002 „Schröcker Tor“ Eggenstein-Leopoldshafen  
(Grünfläche Sportplatz in Sonderbaufläche Wohnheim) 
Aufstellungsbeschluss für eine neue Darstellung des Flächennutzungs-
planes (Einzeländerung) nach § 2 BauGB sowie Beschluss über die früh-
zeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB und der Behör-
den und sonstigen Trägern öffentlicher Belange nach § 4 (1) BauGB 

Einzeländerung Flächennutzungsplan 2030  
KA-Rintheimer Querallee in Karlsruhe Oststadt (Sonderbaufläche 
Kaserne in Mischgebiet, Sonderbaufläche Dienstleistung, Grünflä-
che, Wald) 
Aufstellungsbeschluss für eine neue Darstellung des Flächennutzungs-
planes (Einzeländerung) nach § 2 BauGB sowie Beschluss über die früh-
zeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB und der Behör-
den und sonstigen Trägern öffentlicher Belange nach § 4 (1) BauGB 

Einzeländerung Flächennutzungsplan 2030 
KA-LW-E002 „Herausnahme Kleintierzuchtanlage“ in Karlsruhe 
Stupferich (Grünfläche mit der Zweckbestimmung Vereinssonderflä-
che in Fläche für Landwirtschaft) 
Abschließender Beschluss für eine neue Darstellung des Flächennut-
zungsplanes (Einzeländerung) 

Teilfortschreibung Regionalplan Wind der Region Nordschwarzwald 
Beschluss der Stellungnahme des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe 

Sachstand 50 Jahre NVK (mündlicher Bericht) 
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TOP 8 Neuwahl des Verbandsvorsitzenden des Nachbarschaftsverbandes 
Karlsruhe und seiner Stellvertretenden für die Amtszeit vom 1. Ja-
nuar 2026 bis 31. Dezember 2027 
 

TOP 9 Informationen aus der Verwaltung (mündlicher Bericht) 
  

 
 



 
 
NACHBARSCHAFTSVERBAND KARLSRUHE 
VERBANDSVERSAMMLUNG 
am 10. November 2025 Vorlage 08/2025 
 zu TOP 1  
 
 
Jahresabschluss des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe für das 
Haushaltsjahr 2024; 
Feststellungsbeschluss 
 
 
Der Nachbarschaftsverband Karlsruhe hat gem. § 18 1. HS des Gesetzes zur kommunalen 
Zusammenarbeit (GKZ) bzw. § 8 der Verbandssatzung vom 01.01.1976 i.d.F. vom 
12. Juni 2020 i.V.m. § 95 b Abs. 1 Gemeindeordnung (GemO) i.d.F. vom 24. Juli 2000 (GBl. 
S. 582, ber. S. 698), mit Änderungen zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 
(GBl. S. 229, 231) zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss 
aufzustellen.  
 
 
 
 
1. Rechnungsergebnis 
 
1.1 Gesamtergebnisrechnung 2024 mit Planvergleich  
 
Nr.  Ergebnis 

 
 

2023 
Euro 

Ansatz 
 
 

2024 
Euro 

Ergebnis 
 
 

2024 
Euro 

Vergleich 
Ergebnis/ 

Ansatz 
2024 
Euro 

Ergänz. 
Fest-

legungen im 
HHVollzug 

Euro 

Ermächt.
übertrag 

aus 
Vorjahr 

Euro 

Ermächt.
übertrag 

ins 
Folgejahr 

Euro 
  1 2 3 4 1) 5 6 8 

2 Zuweisungen und 
Zuwendungen, Umlagen  

291.613,07 
 
303.410,00 287.833,21 -15,576,79 0,00 0,00 0,00 

7 Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen 

262,70 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

8 Zinsen und ähnliche Erträge 3.329,60 400,00 6.230,71 5.830,71 0,00 0,00 0,00 
11 Ordentliche Erträge 294.942,67 303.810,00 294.063,92 -9.746,08 0,00 0,00 0,00 
14 Aufwendungen für Sach- und 

Dienstleistungen 
-12.657,21 -3.000,00 -3.578,56 -578,86 0,00 0,00 0,00 

18 Sonstige ordentliche 
Aufwendungen 

-282.285,46 -300.810,00 -290.485,36 10.324,64 0,00 0,00 0,00 

19 Ordentliche Aufwendungen -294.942,67 -303.810,00 -294.063,92 9.746,08 0,00 0,00 0,00 
20 Ordentliches Ergebnis 0,00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
23 Sonderergebnis 0,00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
24 Gesamtergebnis 0,00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

 

1) Spalte 4 entspricht mit umgekehrten Vorzeichen wegen fehlenden ergänzenden Festlegungen im HH-Vollzug (Spalte 5) und 
fehlenden Ermächtigungsübertragungen aus Vorjahren (Spalte 6) den verfügbaren Mitteln abzgl. Ergebnis. 
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1.2 Gesamtfinanzrechnung 2024 mit Planvergleich 
 
Nr.  Ergebnis  

 
 

2023 
Euro 

Ansatz 
 
 

2024 
Euro 

Ergebnis 
 
 

2024 
Euro 

Vergleich 
Ergebnis/ 

Ansatz 
2024 
Euro 

Ergänz.Fest 
legungen im 
HHVollzug 

2024 
Euro 

Ermächt.
übertrag 

aus 
Vorjahr 

Euro 

Ermächt.
übertrag 

ins 
Folgejahr 

Euro 
  1 2 3 4 1) 5 6 8 

2 Zuweisungen und Zuwendungen 
und allgemeine Umlagen 244.246,00 283.410 280.490,88 -2.919,12 0,00 0,00 0,00 

7 Zinsen und ähnliche 
Einzahlungen 3.329,60 400,00 3.648,21 3.248,21 0,00 0,00 0,00 

9 Summe der Einzahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit 247.575,60 283.810 284.139,09 329,09 0,00 0,00 0,00 

12 Auszahlungen für Sach- und 
Dienstleistungen -12.657,21 -3.000 -578,56 2.421,44 0,00 0,00 0,00 

15 Sonstige haushaltswirksame 
Auszahlungen -528.477,99 -300.810 -289.935,36 10.874,64 0,00 0,00 0,00 

16 Summe der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit -541.135,20 -303.810 -290.513,92 13.296,08 0,00 0,00 0,00 

17 Zahlungsmittelüberschuss/-
bedarf der Ergebnisrechnung -293.559,60 -20.000 -6.374,83 13.625,17 0,00 0,00 0,00 

31 Finanzierungsmittelüber-schuss/-
bedarf aus Investitionstätigkeit 0,00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

32 Finanzierungsmittelüber-
schuss/-bedarf -293.559,60 -20.000 -6.374,83 13.625,17 0,00 0,00 0,00 

35 Finanzierungsmittelüber-schuss/-
bedarf aus Finanzierungstätigkeit 0,00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

36 Änderung des Finanzierungs-
mittelbestands zum Ende des 
Haushaltsjahres 

-293.559,60 -20.000 -6.374,83 13.625,17 0,00 0,00 0,00 

39 Überschuss/Bedarf aus haus-
haltsunwirksamen Ein- und  
Auszahlungen 

0,00 0 0,00     

40 Anfangsbestand an 
Zahlungsmitteln 339.685,40 0 46.125,80     

41 Veränderung des Bestands an 
Zahlungsmitteln -293.559,60 0 -6.374,83     

42 Endbestand an Zahlungs- 
mitteln 46.125,80 0 39.750,97     

 
1) Spalte 4 entspricht mit umgekehrten Vorzeichen wegen fehlenden ergänzenden Festlegungen im HH-Vollzug (Spalte 5) und 

fehlenden Ermächtigungsübertragungen aus Vorjahren (Spalte 6) den verfügbaren Mitteln abzgl. Ergebnis. 
 
 
1.3 Bilanz zum 31.12.2024 
 
 
        Aktiva 

Vorjahr 
 

31.12.2023 
Euro 

Haushalts-
jahr  

31.12.2024 
Euro 

 
      Passiva 

Vorjahr 
 

31.12.2023 
Euro 

Haushalts-
jahr  

31.12.2024 
Euro 

1.      Vermögen   
 
1.3    Finanzvermögen 
1.3.6 Öff.rechtl. Forderungen 
1.3.7 Privatrechtl. Forderungen 
         Gegenüber Liquiditätsverbund  
         Stadt Karlsruhe 

 
 
 

0,00 
 
 

46.125,80 

 
 
 

5.501,62 
 
 

39.750,97 

4.   Verbindlichkeiten 
 
4.4 Verbindlichkeiten aus 

Lieferungen und Leistungen 
4.6 Sonstige Verbindlichkeiten aus 

Rückzahlungsverpflichtung 

 
 
 

0,00 
 

46.125,80 

 
 
 

3.550,00 
 

41.702,59 

Bilanzsumme 46.125,80 45.252,59 Bilanzsumme 46.125,80 45.252,59 

 
Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre nach § 42 GemHVO: 
 
Es bestanden zum Abschluss des Jahres 2024 keine Vorbelastungen künftiger Haushalts-
jahre gemäß § 42 GemHVO.  
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2. Anhang  
 
Seit dem Haushaltsjahr 2007 richtet sich die Rechnungsführung des Nachbarschaftsver-
bandes Karlsruhe nach den Bestimmungen des Gemeindewirtschaftsrechts auf Basis des 
Kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens (KHR) des Landes Baden-Württemberg. 
 
 
2.1 Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden: 
 
Es gelten auch für den Jahresabschluss 2024 die bereits in der Eröffnungsbilanz 
dargestellten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden. 
 
 
2.2 Erläuterungen zu den einzelnen Positionen 
 
2.2.1   Ergebnisrechnung 
 
Zeile 2:  Umlage von den Mitgliedsgemeinden 2024 erhoben 

  Ergebniswirksame Verrechnung der sonstigen Verbindlichkeit 
  aus Vorjahr (Umlagenreduzierung) 
  Ergebnisverwendungsbuchung (passiviert als übrige 

öffentlich-rechtliche Forderungen nicht zahlungswirksam) 

Euro 
283.410,00 

 
+0,00 

 
+4.423,21 

287.833,21 

Zeile 8: Zinserträge 
 
Zeile 19: Ordentliche Aufwendungen 

6.230,71 
 
 

  Produkt 1.900.90.20.51.01 (Verbindliche Bauleitplanung):  
  Sonstige besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 
  Geschäftsaufwendungen 
  Erstattungen an Gemeinden 
 

64,45 
1.356,82 

31.346,88 
32.768,15 

  Produkt 1.900.90.20.51.02 (Vorbereitende Bauleitplanung):  
  Mieten und Pachten für unbewegliches Vermögen 
  Sonstige besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 
  Geschäftsaufwendungen 
  Erstattungen an Gemeinden 

 
 

Summe ordl. Aufwendungen 

488,73 
3.025,38 

18.562,15 
239.219,51 
261.295,77 

 
294.063,92 
========= 

  
Zeile 20 
und 
Zeile 24 

Im Haushaltsplan 2024 wurde zum Ausgleich des Haushalts eine Teilauf-
lösung der Verbindlichkeiten in Höhe von 20.000 Euro eingeplant. Vor 
Aufstellung des Jahresabschlusses wurde ein Fehlbetrag in Höhe von 
4.423,21 Euro ausgewiesen. Dieser wurde im Rahmen der Ergebnisverwen-
dung als übrige öffentlich-rechtliche Forderung gebucht. In Zeile 20 und 24 
wird dadurch ein ordentliches Ergebnis von 0 Euro abgebildet (siehe auch 
Erläuterungen Zeile 2). 



 

 4 

2.2.2  Finanzrechnung 
 
Der Zahlungsmittelbedarf der Ergebnisrechnung (Zeile 17) beträgt 6.374,83 Euro. Der 
Nachbarschaftsverband betätigt sich nicht investiv, so dass sich kein Saldo aus Finanzie-
rungsmittelüberschuss/-bedarf aus Investitionstätigkeit (Zeile 31) ergibt und folglich auch kein 
Saldo aus Finanzierungstätigkeit (Zeile 35). 
 
 
 

2.2.3  Bilanz 
 
Aktiva:  Euro 
1.3 
1.3.6 
 
 
1.3.7 

Finanzvermögen, Forderungen  
Es bestehen öffentlich-rechtliche Forderungen, da Rechnungen nicht mehr 
im Haushaltsjahr 2024 buchhalterisch abgeschlossen werden konnten. 
Der Stand der privat-rechtlichen Forderungen gegenüber dem Liquiditäts-
verbund Stadt Karlsruhe verringern sich um 6.374,83 Euro, resultierend 
aus dem Saldo der Finanzrechnung.  

Passiva: 
4. 
 

 
Verbindlichkeiten (siehe auch 3.1 Schuldenübersicht) 
Als Verbindlichkeiten wurden alle zum Stichtag der Schlussbilanz 2024 in 
der Höhe und der Fälligkeit nach feststehenden Verpflichtungen in Höhe 
des Rückzahlungsbetrages (vgl. § 91 Abs. 4 GemO) erfasst. 

 

4.4 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 3.550,00 
4.6 Sonst. Verbindlichkeiten aus Rückzahlungsverpflichtung  
 Stand Vorjahr 31.12.2023: 46.125,80 
 Ergebniswirksame Verrechnung der Sonst. Verb. Vorjahr -0,00  
 Das ordentliche Ergebnis im Jahr 2024 vermindert die  
 Verbindlichkeiten gegenüber den Mitgliedsgemeinden um -4.423,21 
 Stand der Rückzahlungsverpflichtung zum 31.12.2024:  45.252,59 

 
 
2.2.4  Sonstige Erläuterungen 
 
Deckungsfähigkeit: 
Alle Aufwendungen im Ergebnishaushalt sind gegenseitig deckungsfähig. Es sind keine zu 
genehmigenden über- oder außerplanmäßigen Aufwendungen im Jahr 2024 angefallen. 
 
Übertragbarkeit: 
Die Ansätze für Aufwendungen eines Budgets sind im Haushaltsplan 2024 für übertragbar 
erklärt worden. Hiervon wird im Jahr 2024 aber kein Gebrauch gemacht. 
 
Kassenliquidität: 
Die Kassenliquidität des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe ist durch den Verbund mit der 
Stadt Karlsruhe, Stadtkämmerei - Abt. Kasse, jederzeit gesichert. 
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3. Anlagen zum Anhang 
 
Die Anlage Entwicklung der Liquidität zum Jahresabschluss gemäß § 53 Abs. 2 Nr. 5 
GemHVO entfällt. Hinsichtlich der Liquidität besteht eine Forderung gegenüber dem 
Liquiditätsverbund Stadt Karlsruhe. In Zeile 40 – 42 der Finanzrechnung ist der Anfangs- und 
Endbestand an Zahlungsmitteln ausgewiesen. 
 
Die Anlagen Haushaltsübertragungen sowie nicht in Anspruch genommenen Krediter-
mächtigungen gemäß § 55 Abs. 2 Nr. 6 GemHVO entfallen, da für das Haushaltsjahr 2024 
und dem Vorjahr von diesen Möglichkeiten kein Gebrauch gemacht wurde. 
 
Die Anlage Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre (§ 42 GemHVO) entfällt mangels 
berichtspflichtiger Sachverhalte. 
 
Die Anlage Vermögensübersicht (§ 55 Abs. 1 GemHVO) entfällt, da der NVK über kein 
eigenes Vermögen verfügt bzw. verfügt hat. 
 
 
3.1 Schuldenübersicht - Verbindlichkeitenübersicht (in Euro) 
 

Art der Schulden 
Gesamt-

betrag am 
01.01.2024 

Gesamt-
betrag am 
31.12.202

4 

davon Tilgungszahlungen 
mit einer 

Restlaufzeit von 

Mehr (+) / 
weniger (-) 

 
   bis zu 1 Jahr längerfristig  
 Euro Euro Euro Euro Euro 

1 2 3 4 5 7 
Verbindlichkeiten aus Lieferung 
und Leistung 
Sonstige Verbindlichkeiten 
- aus Rechnungsabgrenzung 
- aus Rückzahlungsverpflich-

tung ggü.Mitgliedsgemeinden 

0,00 
 

0,00 
 

46.125,80 

3.550,00 
 

0,00 
 

41.702,59 

0,00 
 

0,00 
 

20.000,00* 

0,00 
 

0,00 
 

21.702,59 

+3.550,00 
 

0,00 
 

-4.423,21 

Verbindlichkeiten gesamt 46.125,80 45.252,59 20.000,00 21.702,59 -873,21 

 * Teilauflösung eingeplant 2024 
 
Eine unverbindliche Aufteilung der sonstigen Verbindlichkeiten aus Rückzahlungs-
verpflichtung gegenüber den Mitgliedsgemeinden anhand der Einwohnerzahlen zum 
31.12.2024 stellt sich wie folgt dar:  
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Mitgliedsgemeinde Einwohner-  
zahl 

Rückzahlungs-
verpflichtung  

Einwohner-   
zahl 

Anteil Rückzahlungs-
verpflichtung  

  31.12.2023 Stand 31.12.2023 1) 31.12.2024 % Stand 31.12.2024 1) 
Eggenstein-Leopoldshafen 16.853  1.600,57 16.798  3,45 1.561,21 
Ettlingen 38.597  3.667,00 38.578  7,92 3.584,01 
Karlsbad 16.050  1.522,15 16.049  3,30 1.493,34 
Karlsruhe* 308.197  29.266,82 309.050  63,45 28.712,77 
Linkenheim-Hochstetten 12.342  1.171,60 12.484  2,56 1.158,47 
Marxzell 5.083  484,32 5.040  1,03 466,10 
Pfinztal 18.324  1.738,94 18.178  3,73 1.687,92 
Rheinstetten 21.047  1.997,25 21.267  4,37 1.977,54 
Stutensee 25.070  2.380,09 25.259  5,19 2.348,61 
Waldbronn 13.676  1.300,75 13.838  2,84 1.285,17 

Mitgliedsgemeinde Einwohner-  
zahl 

Rückzahlungs-
verpflichtung  

Einwohner-   
zahl 

Anteil Rückzahlungs-
verpflichtung  

  31.12.2023 Stand 31.12.2023 1) 31.12.2024 % Stand 31.12.2024 1) 
Weingarten 10.480  996,32 10.534  2,16 977,46 
Summen 485.719  46.125,80 487.075  100,00 45.252,59 

* Stadt Karlsruhe, einschließlich meldepflichtiger Personen in der Landeserstaufnahmeeinrichtung für Flüchtlinge (LEA). 
1) Fortschreibung Basis Zensus 2022. Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg. 
 
3.2 Sonstige Angaben 
 
Gem. § 6 der Verbandssatzung hat der Nachbarschaftsverband einen Verbandsvorsitzenden 
und drei allgemeine Stellvertretende. Die Reihenfolge der Vertretung regelt die Verbands-
versammlung. Ihre Amtszeit beträgt 2 Jahre. Verbandsvorsitzender ist im Wechsel ein Ver-
treter oder Vertreterin der Stadt Karlsruhe und ein Vertreter oder Vertreterin einer Umland-
gemeinde. In die Verbandsversammlung werden von jedem Verbandsmitglied mindestens 2 
Vertreter entsandt. Mitgliedsgemeinden mit mehr als 20.000 Einwohnern entsenden für je 
weitere angefangene 20.000 Einwohner einen weiteren Vertreter (§ 3 Nr. 1 Verbands-
satzung). Für die Zahl der Vertreter der Verbandsmitglieder sind die Einwohnerzahlen Stand 
30. Juni der jeweiligen Gemeinderatswahl vorangegangenen Jahres maßgebend.  
 
Anzugeben sind alle Mitglieder, auch wenn sie im Haushaltsjahr ausgeschieden sind  
(§ 53 Abs. 2 Ziff. 8 GemHVO).  
 
Im abgelaufenen Jahr 2024 stellt sich dies wie folgt dar: 
 Karlsruhe Oberbürgermeister Dr. Frank Mentrup (Verbandsvorsitzender) 
 Ceren Akbaba ab Juni 2024 
 Anne Berghoff ab Juni 2024 
 Lukas Bimmerle bis Mai 2024 
 Annette Böringer ab Juni 2024 
 Dr. Clemens Cremer bis Mai 2024 
 Dr. Rahsan Dogan bis Mai 2024 
 Elke Ernemann bis Mai 2024 
 Jorinda Fahringer bis Mai 2024 
 Dr. Raphael Fechler ab Juni 2024 
 Fabian Gaukel ab Juni 2024 
 Michael Haug  
 Dr. Susanne Heynen ab Juni 2024 
 Johannes Honné bis Mai 2024 
 Tom Høyem bis Mai 2024 
 Anton Huber bis Mai 2024 
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 Friedemann Kalmbach  
 Christian Klinkhardt ab Juni 2024 
 Aljoscha Löffler  
 Dirk Müller bis Mai 2024 
 Tilman Pfannkuch  
 Dr. Paul Schmidt bis Mai 2024 
 Katrin Schütz ab Juni 2024 
 Nicolas Schütz ab Juni 2024 
 Andreas Seidler ab Juni 2024 
 Rouven Stolz  
 Sibel Uysal ab Juni 2024 
 Christine Weber bis Mai 2024 
 Michael Zeh bis Mai 2024 
   
Ettlingen Oberbürgermeister Johannes Arnold (1. Stellvertreter) 
 Prof. Dr. Albrecht Ditzinger bis Mai 2024 
 Lorenzo Saladino ab Juni 2024 
 Reinhard Schrieber bis Mai 2024 
 Berthold Zähringer ab Juni 2024 
   
Eggenstein- Bürgermeister Lukas Lang   
Leopoldshafen Markus Leicht  
   
Karlsbad Bürgermeister Björn Kornmüller  
 Jürgen Herrmann bis Mai 2024 
 Roland Rädle ab Juni 2024 
   
Linkenheim- Bürgermeister Michael Möslang  
Hochstetten Michael Hammann  
   
Marxzell Bürgermeisterin Sabrina Eisele  
 Harald Becht ab Juni 2024 
 Alfons Benz bis Mai 2024 
   
Pfinztal Bürgermeisterin Nicola Bodner  
 Markus Ringwald   
   
Rheinstetten Oberbürgermeister Sebastian Schrempp (2. Stellvertreter) 
 Stefan Klungl   
 Andreas Rottner bis Mai 2024 
 Heinz Wöstmann ab Juni 2024 
   
Stutensee Oberbürgermeisterin Petra Becker (3. Stellvertreterin) 
 Nicole La Croix bis Mai 2024 
 Walter Dörflinger  
 Tobias Walter ab Juni 2024 
   
Waldbronn Bürgermeister Christian Stalf  
 Dr. Jürgen Kußmann ab Juni 2024 
 Joachim Lauterbach bis Mai 2024 
   
Weingarten Bürgermeister Eric Bänziger  
 Dipl. Ing. Hans-Martin Flinspach  
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Landkreis 
Karlsruhe 

Landrat Dr. Christoph Schnaudigel  

 Dr. Jörg Menzel bis Mai 2024 
 Lukas Hauser ab Juni 2024 
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4. Rechenschaftsbericht 
 

 2024 
Ergebnis 

2024 
Plan 

2023 
Ergebnis 

2022 
Ergebnis 

Schwerpunktthemen,  
Aktualisierungen, 
(Teil-) Fortschreibungen,  

Regenerative 
Energien 

Aktualisierung des 
FNP 2030  

Erste 
Aktualisierung 

des FNP 
2030 

Regenerative 
Energien 

Auszüge  
FNP 2030  

im Maßstab 
1:10.000 

FNP Einzeländerungen 
(abgeschlossene Verfahren) 

6 ca. 2 1 1 

FNP Einzeländerungen 
(laufende Verfahren) 

11 ca. 2 9 3 

FNP Berichtigungen 
Nach § 13a BauGB 

19 ca. 0 0 0 

Anzahl der Stellungnahmen des 
NVK als Träger öffentlicher Belange  

66 ca. 60 59 64 

 
Ein Themenschwerpunkt im Jahr 2024 war wie geplant die Erstellung der ersten Aktualisie-
rung des Flächennutzungsplanes 2030. Seit dem Jahr 2020 gab es neun abgeschlossene 
Einzeländerungen des Flächennutzungsplanes sowie 19 Berichtigungen nach § 13a BauGB. 
Diese sollen im Zuge der Aktualisierung in den Flächennutzungsplan aufgenommen und 
dargestellt werden. Die erste Aktualisierung des Flächennutzungsplanes 2030 wurde am 
19. Mai 2025 in der Verbandsversammlung vorgestellt und beschlossen. 
 
Ein weiterer Schwerpunkt war, wie bereits im Jahr 2023, die Regenerativen Energien. Im 
Rahmen der Teilfortschreibung des Regionalplanes Erneuerbare Energien hat der Verband 
Region Karlsruhe (ehemals RVMO) Anfang 2024 die jeweiligen Anhörungsverfahren zum 
ersten Entwurf des Regionalplanes Solar- und Windenergie durchgeführt. Die Planungsstelle 
des NVK hat die Planung begleitet und die Stellungnahmen für das Verbandsgebiet in 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedskommunen erstellt. Zudem lief im Jahr 2024 ein weiteres 
Einzeländerungsverfahren des Flächennutzungsplanes, um Planrecht für Photovoltaik-
freiflächenanlagen zu schaffen. 
 
Des Weiteren wurde im Jahr 2024 der Internetauftritt des NVK komplett überarbeitet und 
erneuert, so dass nun auch eine einfache Nutzung durch mobile Endgeräte möglich ist. 
 
Insgesamt liefen im Jahr 2024 elf Einzeländerungsverfahren des Flächennutzungsplanes mit 
verschiedenen Verfahrensständen, sechs Einzeländerungsverfahren konnten 2024 
abgeschlossen werden. 
 
Für die Umlagenberechnung im Haushaltsjahr 2024 ergab sich vor der Aufstellung des 
Jahresabschlusses 2023 ein Fehlbetrag in Höhe von 14.183,44 Euro, der entsprechend § 9 
Abs. 2 Verbandssatzung nachgefordert werden müsste und somit die Umlagen 2024 erhöht 
hätte. Da aber noch Verbindlichkeiten aus Rückzahlungsverpflichtungen vorhanden waren, 
konnte der Fehlbetrag gegen die Verbindlichkeit aus Rückzahlungsverpflichtungen gebucht 
werden. Somit betrug die Verbandsumlage für das Haushaltsjahr 2024 den in § 3 der 
Haushaltssatzung 2023/2024 angesetzten Betrag der Vorauszahlung in Höhe von 283.410 
Euro. 
 
Zum Haushaltsausgleich 2024 war eine Teilauflösung der Verbindlichkeiten in Höhe von 
20.000 Euro eingeplant. Vor Aufstellung des Jahresabschlusses wurde ein Fehlbetrag in 
Höhe von 4.423,21 Euro ausgewiesen. Dieser wurde im Rahmen der Ergebnisverwendung 
als übrige öffentlich-rechtliche Forderung gebucht. Dadurch wird ein ordentliches Ergebnis/ 
Gesamtergebnis von 0 Euro abgebildet, was den Finanzstatuten entspricht.  
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4.1 Kennzahlen  
 
Die Entwicklung der verbindlich vorgegebenen Kennzahlen nach § 54 Abs. 2 Nr. 6 GemHVO 
stellt sich wie folgt dar: 
 
 

 
 
 
 

Einheit Ergebnis Ergebnis Ergebnis Planung Planung Planung 
Kennzahl 2022 2023 2024 2025 2026 2027

1 2 3 4 5 6 7 8
E R T R A G S L A G E
1. ordentliches Ergebnis

€ 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
€/EW 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Aufwandsdeckungsgrad % 100,00 100,00 100,00 100,00 100,00 100
F I N A N Z L A G E
4. Zahlungsmittelüberschuss aus laufender Verwaltungstätigkeit

€ 257.498,05 -293.559,60 -6.374,83 0,00 0,00 0,00
€/EW 0,53 -0,60 -0,01 0,00 0,00 0,00

6. Nettoinvestitionsfinanzierungsmittel
€ 257.498,05 -293.559,60 -6.374,83 0,00 0,00 0,00

€/EW 0,53 -0,60 -0,01 0,00 0,00 0,00
7. Soll-Liquiditätsreserve (§ 22 Abs. 2 GemHVO)

€ 5.811,45 3.880,76 5.579,51 5.652,88 5.741,52 6.378,83
8. liquide Eigenmittel zum Jahresende 1)

Es werden lediglich Kennzahlen ausgewiesen, die Werte beinhalten.

1) Die Anlage Entwicklung der Liquidität zum Jahresabschluss entfällt. Hinsichtlich der Liquidität besteht eine Forderung gegenüber dem 
Liquiditätsverbund Stadt Karlsruhe. In Zeile 40 – 42 der Finanzrechnung ist der Anfangs- und Endbestand an Zahlungsmitteln 

absoluter Betrag
Betrag je Einwohner

absoluter Betrag

absoluter Betrag
Betrag je Einwohner

absoluter Betrag
Betrag je Einwohner
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Teilergebnisrechnung 51: Räumliche Planung und Entwicklung 
 

Nr.  Ergebnis 
 
 

2023 
Euro 

Ansatz  
 
 

2024 
Euro 

Ergebnis  
 
 

2024 
Euro 

Vergleich 
Ergebnis/ 

Ansatz 
2024 
Euro 

Ergänz.Fest-
legungen im 
HHVollzug 

 
Euro 

Ermächt.
übertrag 

aus 
Vorjahr 
Euro 

Ermächt.
übertrag 

ins 
Folgejahr 

Euro 
  1 2 3 4 5 6 7 

2 Zuweisungen und Zuwendungen, 
Umlagen  

0,00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

6 Sonst. Privatrechtliche 
Leistungsentgelte 

0,00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

7 Kostenerstattungen u. Kosten- 
umlagen 

0,00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

8 Zinsen, Darlehensrückflüsse und 
ähnliche Erträge 

0,00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

11 Anteilige ordentliche Erträge 0,00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
14 Aufwendungen für Sach- und 

Dienstleistungen 
-12.657,21 -3.000 -3.578,58 -578,56 0,00 0,00 0,00 

18 Sonstige ordentl. Aufwendungen -282.285,46 -300.810 -290.485,38 10.324,64 0,00 0,00 0,00 
19 Anteilige ord. Aufwendungen -294.942,67 -303.810 -294.063,92 9.746,08 0,00 0,00 0,00 
20 Anteiliges ord. Ergebnis -294.942,67 -303.810 -294.063,92 9.746,08 0,00 0,00 0,00 

 
 
 
Teilergebnisrechnung 61: Allgemeine Finanzwirtschaft 
 
 

Nr.  Ergebnis 
 
 

2023 
Euro 

Ansatz 
 
 

2024 
Euro 

Ergebnis 
 
 

2024 
Euro 

Vergleich 
Ergebnis/ 

Ansatz 
 

Euro 

Ergänz.Fest-
legungen im 
HHVollzug 

 
Euro 

Ermächt.
übertrag 

aus 
Vorjahr 
Euro 

Ermächt.
übertrag 

ins 
Folgejahr 

Euro 
  1 2 3 4 5 6 7 

2 Zuweisungen und Zuwendungen, 
Umlagen  

291.619,07 303.410 287.833,21 -15.576,79 0,00 0,00 0,00 

6 Sonst. Privatrechtliche 
Leistungsentgelte 

0,00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

7 Kostenerstattungen u. Kosten- 
umlagen 

0,00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

8 Zinsen, Darlehensrückflüsse und 
ähnliche Erträge 

3.392,60 400 6.230,71 5.830,71 0,00 0,00 0,00 

11 Anteilige ordentliche Erträge 294.942,67 303.810 294.063,82 -9.746,88 0,00 0,00 0,00 
14 Aufwendungen für Sach- und 

Dienstleistungen 
0,00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

18 Sonstige ordentl. Aufwendungen 0,00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
19 Anteilige ord. Aufwendungen 0,00 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
20 Anteiliges ord. Ergebnis 294.942,67 303.810 294.063,82 -9.746,88 0,00 0,00 0,00 

 
 
 

 Karlsruhe, den 11. August 2025 
 
 
gez. Dr. Frank Mentrup  gez. Torsten Dollinger  
Verbandsvorsitzender  Stadtkämmerer Stadt Karlsruhe 
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Beschluss: 
 
 
I. Antrag an die Verbandsversammlung 

1. Die Verbandsversammlung nimmt von der Ergebnisrechnung, Finanzrechnung und 
Bilanz zum 31.12.2024, dem Anhang mit Anlagen und dem Rechenschaftsbericht 
Kenntnis.  

 Im Haushaltsplan 2024 war zum Ausgleich des Haushalts eine Teilauflösung der 
Verbindlichkeiten in Höhe von 20.000 Euro eingeplant. Vor Aufstellung des 
Jahresabschlusses wurde ein Fehlbetrag in Höhe von 4.423,21 Euro ausgewiesen. 
Dieser wurde im Rahmen der Ergebnisverwendung als übrige öffentlich-rechtliche 
Forderung gebucht. 

  Auch war keine ergebniswirksame Verrechnung der sonstigen Verbindlichkeit aus 
Vorjahr zur Umlagenreduzierung möglich, da in 2023 ein Fehlbetrag vorlag. 

 
2. Anschließend stellt die Verbandsversammlung den Jahresabschluss 2024 des 

Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe gem. § 8 der Verbandssatzung i.V.m. § 95 b 
Abs. 1 GemO mit folgenden Werten fest (Muster Anlage 20 VwV Produkt- und 
Kontenrahmen): 

 
 
 
 
 

- Der Verbandsvorsitzende - 
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Feststellung des Jahresabschlusses für das Haushaltsjahr 2024 

 
  Euro 

1. Ergebnisrechnung 

1.1 Summe der ordentlichen Erträge 294.063,92 

1.2 Summe der ordentlichen Aufwendungen -294.063,92 

1.3 Ordentliches Ergebnis (Saldo aus 1.1 und 1.2) 0,00 

1.7 Gesamtergebnis 0,00 

2. Finanzrechnung 

2.1 Summe der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 284.139,09 

2.2 Summe der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit -290.513,92 

2.3 
Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf der Ergebnisrechnung 
(Saldo aus 2.1 und 2.2) 

-6.374,83 

2.7 Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf) -6.374,83 

2.11 
Änderung des Finanzierungsmittelbestands zum Ende des 
Haushaltsjahres 

-6.374,83 

2.13 Anfangsbestand an Zahlungsmitteln 46.125,80 

2.14 
Veränderung des Bestands an Zahlungsmitteln (Saldo aus 2.11 
und 2.12) 

-6.374,83 

2.15 
Endbestand an Zahlungsmitteln am Ende des Haushaltsjahres 
(Saldo aus 2.13 und 2.14) 

39.750,97 

3. Bilanz 

3.3 Finanzvermögen 45.252,59 

3.6 Gesamtbetrag auf der Aktivseite 45.252,59 

3.12 Verbindlichkeiten 45.252,59 

3.14 Gesamtbetrag auf der Passivseite 45.252,59 

 

4. Behandlung von Überschüssen und Fehlbeträgen 

(§ 49 Abs. 3 Satz 4 i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 25 bis 36 GemHVO) 
 
Die Aufgliederung des Jahresergebnisses (Behandlung von Überschüssen und 
Fehlbeträgen (Anlage 20 VwV Produkt- und Kontenrahmen) entfällt durch die 
Ergebnisverwendungsbuchung. 
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NACHBARSCHAFTSVERBAND KARLSRUHE 
VERBANDSVERSAMMLUNG  
am 10. November 2025 
 Vorlage 09/2025 
 zu TOP 2  
 
 
Vereinbarung über die Erledigung und Kostenerstattung der Aufgaben des 
Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe 
Beschluss durch die Verbandsversammlung  
 
 
Der NVK bedient sich zur Erfüllung notwendiger Verwaltungsaufgaben der Bediens-
teten und der sächlichen Verwaltungsmittel der Mitgliedsgemeinden (Verwaltungs-
leihe). Die Rechtsverhältnisse ergeben sich aus dem Nachbarschaftsverbandsgesetz 
(NVerbG) und der Verbandssatzung (VS). 
 
Die allgemeinen Verwaltungsaufgaben und Aufgaben der Geschäftsstelle erfüllt 
die Gemeinde, welche den Verbandsvorsitzenden stellt (bisher: Städte Karlsruhe 
und Ettlingen im zweijährigen Wechsel). Die Aufgaben des Haushalts-, Kassen- 
und Rechnungswesens sind der Stadt Karlsruhe übertragen (§ 7 Abs. 1 VS). Dar-
über hinaus bedient sich der NVK zur Erfüllung seiner fachlichen Aufgaben (§ 4 
Abs. 2 und Abs. 4 Satz 3 NVerbG) bei Bedarf einer Planungsstelle bei der Stadt 
Karlsruhe (§ 7 Abs. 2 VS).  
 
Für diese Aufgabenerfüllung besteht ein Kostenerstattungsanspruch der erfüllen-
den Gemeinde gegenüber dem Nachbarschaftsverband. Die Kostenerstattung er-
folgt nach der anteiligen Arbeitszeit der in Anspruch genommenen Bediensteten 
gemäß den Personalverrechnungssätzen der Städte Karlsruhe und Ettlingen so-
wie nach den tatsächlich anfallenden Sachkosten.   
 
Die Gemeindeprüfungsanstalt (GPA) hat die Haushalts-, Kassen- und Rechnungs-
führung des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe in den Haushaltsjahren 2017 bis 
2022 geprüft und in ihrem Prüfbericht vom 20.11.2023 beanstandet, dass es an einer 
schriftlichen Vereinbarung über die Verwaltungsleihe zwischen dem NVK und den 
beiden ausführenden Verbandsmitgliedern fehle (§ 10 Abs. 1 Satz 4 NVerbG, siehe 
zum Prüfungsbericht die Vorlage zu TOP 5 in der Verbandsversammlung vom 
18.11.2024). Der Abschluss einer solchen Vereinbarung ist daher nachzuholen. 
 
Inhaltlich gab es seitens der GPA keine Beanstandung der Art und Höhe der Kosten-
erstattung. An der bewährten Praxis soll sich daher inhaltlich nichts ändern. Es soll 
lediglich die formal notwendige Vereinbarung zwischen dem Nachbarschaftsverband 
und den erfüllenden Kommunen geschlossen werden. Der Entwurf der Vereinbarung 
ist als Anlage beigefügt.  
 
Da hinsichtlich der Art und Höhe der Kostentragung bzw. Erstattung inhaltlich keine 
Änderung erfolgt, ergeben sich keine geänderten finanziellen Auswirkungen im Ver-
gleich zu den bisherigen Haushaltsansätzen. 
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Die Vereinbarung muss von den Gemeinderäten der beiden erfüllenden Mitgliedsge-
meinden sowie der Verbandsversammlung des NVK gebilligt und von den jeweiligen 
gesetzlichen Vertretern unterzeichnet werden.  
 
 
 
 
 

Beschluss: 
 
 

I. Antrag an die Verbandsversammlung des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe 
 
Die Verbandsversammlung beschließt: 
 

1. Die Verbandsversammlung stimmt der als Anlage beigefügten „Vereinba-
rung über die Erledigung und Kostenerstattung der Aufgaben des Nachbar-
schaftsverbandes Karlsruhe“ (Entwurfsstand 28.07.2025) zu.  
 

2. Die Verbandsversammlung ermächtigt den Verbandsvorsitzenden bzw. 
seine Stellvertretenden zur Unterzeichnung der vorgenannten Vereinba-
rung. 

 
 
 
 

- Der Verbandsvorsitzende -  
 
 
 
 



Vereinbarung  
über die Erledigung und Kostenerstattung der Aufgaben 

des Nachbarschaftsverbands Karlsruhe 
 

Zwischen der 
 

Stadt Karlsruhe 
vertreten durch den Oberbürgermeister Dr. Frank Mentrup 

 
sowie der 

 
Stadt Ettlingen 

vertreten durch den Oberbürgermeister Johannes Arnold 
 

und dem 
 

Nachbarschaftsverband Karlsruhe, 
vertreten durch den Verbandsvorsitzenden Dr. Frank Mentrup, dieser vertreten durch den 2. 

stellvertretenden Vorsitzenden Bürgermeister Sebastian Schrempp 
 
 

wird zu Erledigung der Aufgaben des Nachbarschaftsverbands Karlsruhe gemäß § 10 Nach-
barschaftsverbandsgesetz sowie § 7 der Satzung des Nachbarschaftsverbands folgende 
Vereinbarung geschlossen: 
 

§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

 
(1) Der Nachbarschaftsverband bedient sich zur Erfüllung seiner Aufgaben jeweils der Be-

diensteten und der sächlichen Verwaltungsmittel der Stadt Karlsruhe und – soweit diese 
den Verbandsvorsitzenden stellt – der Stadt Ettlingen (Verwaltungsleihe). 
 

(2) Die Bediensteten der Stadt Karlsruhe und der Stadt Ettlingen üben, soweit sie für den 
Nachbarschaftsverband tätig werden, ihre Tätigkeit auf Grundlage der Beschlüsse der 
Verbandsversammlung nach Weisung des Verbandsvorsitzenden aus; die Zuständigkei-
ten des Dienstvorgesetzten und der obersten Dienstbehörde bleiben unberührt. 

 
§ 2  

Aufgabenzuordnung 
 
(1) Die Aufgaben der Geschäftsstelle werden von der Gemeinde, die den Verbandsvorsit-

zenden stellt, erfüllt (§ 7 Nr. 1 i.V.m. § 6 Nr. 1 Verbandssatzung). 
 
(2) Die Aufgaben des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens werden von der Stadt 

Karlsruhe erfüllt (§ 7 Nr. 1 Verbandssatzung). 
 

(3) Die Aufgaben der Planungsstelle werden von der Stadt Karlsruhe erfüllt (§ 7 Nr. 2 Ver-
bandssatzung). 

 
(4) Soweit zur Erfüllung der Aufgaben weitergehende Leistungen erforderlich sind, werden 

diese grundsätzlich von der Stadt Karlsruhe erbracht. Die Beauftragung von Dritten ist 



möglich soweit sie geboten oder zweckmäßig ist und keine rechtlichen Vorschriften ent-
gegenstehen. 

 
(5) Der nähere Umfang der Aufgaben sowie die damit verbundenen Befugnisse werden in 

einer Geschäftsordnung (§ 6 Nr. 5 Verbandssatzung) geregelt. 
 

 
§ 3  

Kosten 
 

(1) Die der Stadt Karlsruhe und der Stadt Ettlingen entstehenden Personal- und Sachkosten 
sind vom Nachbarschaftsverband zu erstatten. 
 

(2) Die Personalkosten für die in Anspruch genommenen Bediensteten sind nach der antei-
ligen Arbeitszeit zu berechnen. Grundlage hierfür sind die jeweiligen Personalverrech-
nungssätze der Stadt Karlsruhe und der Stadt Ettlingen. 

 
(3) Die Sachkosten sind nach der anteiligen Inanspruchnahme von Sachmitteln oder den 

tatsächlich anfallenden Kosten zu berechnen. Grundlage hierfür sind die jeweiligen 
Sachkostenansätze der Stadt Karlsruhe und der Stadt Ettlingen. 

 
(4) Die Anforderung erfolgt spätestens zum Ablauf des Kalenderjahres. Auf der Grundlage 

der Vorjahresschuld können die Stadt Karlsruhe und die Stadt Ettlingen Abschlagszah-
lungen vom Nachbarschaftsverband verlangen. 

(5) Die Regelungen über die Verbandsumlage (§ 9 Verbandssatzung) bleiben hiervon unbe-
rührt. 

 
§ 4 

Haftung 
 
Verursacht ein Bediensteter der Stadt Karlsruhe oder der Stadt Ettlingen in Ausübung seiner 
Tätigkeit für den Nachbarschaftsverband dem Nachbarschaftsverband oder einem anderen 
Dritten einen Schaden, haftet der Nachbarschaftsverband. Wurde der Schaden durch den 
Bediensteten vorsätzlich verursacht, ist der Nachbarschaftsverband berechtigt nach Maß-
gabe beamtenrechtlicher oder tarifvertraglicher Bestimmungen Regress vom Bediensteten 
zu fordern. 
 

§ 5   
Laufzeit, Kündigung 

 
(1) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.  

 
(2) Sie kann von jedem Vertragspartner mit einer Frist von drei Monaten zum Jahresende 

schriftlich gekündigt werden.  
 
(3) Die Notwendigkeit eine ergänzende Vereinbarung zu schließen, wenn eine andere Mit-

gliedskommune als die Stadt Karlsruhe oder die Stadt Ettlingen den Verbandsvorsitzen-
den stellt, bleibt unberührt. 

 

 



§ 6 
Inkrafttreten 

 
Diese Vereinbarung tritt am 01.01.2026 in Kraft. 
 
 
 
Für die Stadt Karlsruhe Für die Stadt Ettlingen  Für den Nachbarschaftsverband 
Karlsruhe, den   Karlsruhe, den  Karlsruhe, den  
 
 
 
 
_____________________ _____________________ ________________________ 
Dr. Frank Mentrup  Johannes Arnold  Sebastian Schrempp 
Oberbürgermeister  Oberbürgermeister  Stellvertr. Verbandsvorsitzender 



NACHBARSCHAFTSVERBAND KARLSRUHE 
VERBANDSVERSAMMLUNG  
am 10. November 2025 
 Vorlage 10/2025 
 zu TOP 3  
 
 
Einzeländerung Flächennutzungsplan 2030  
„Schröcker Tor“ in Eggenstein-Leopoldshafen (Grünfläche Sportplatz in Sonder-
baufläche Wohnheim) 
Aufstellungsbeschluss für eine neue Darstellung des Flächennutzungsplanes (Einzel-
änderung) nach § 2 BauGB sowie Beschluss über die frühzeitige Beteiligung der Öffent-
lichkeit nach § 3 (1) BauGB und der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Be-
lange nach § 4 (1) BauGB 
 
Auf Antrag der Gemeinde Eggenstein-Leopoldshafen soll folgende Einzeländerung 
des Flächennutzungsplanes vorgenommen werden: 
 
EL-S-E002 „Schröcker Tor“ Ortsteil Leopoldshafen 
 
Dazu ist die Einleitung des Änderungsverfahrens von der Verbandsversammlung zu be-
schließen. Im nächsten Schritt ist die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der 
Behörden vorgesehen. 
 
In der beigefügten Anlage sind die neuen Darstellungen der Einzeländerungen erläutert. 
Die Anlage beinhaltet die Darstellung des gültigen Flächennutzungsplanes 2030 sowie 
die beabsichtigte Nutzungsänderung mit Begründung und vorläufigem Umweltbericht. 
 
Für das weitere Verfahren ist die frühzeitige Beteiligung nach § 3 (1) BauGB zu be-
schließen sowie nach § 4 (1) BauGB die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange. 
 
Nach Bearbeitung der eingegangenen Stellungnahmen wird die Planungsstelle des 
Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe einen Entwurf ausarbeiten und diesen der Ver-
bandsversammlung zum Beschluss über die Offenlage vorlegen. 
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Beschluss: 
 
 

I. Antrag an die Verbandsversammlung des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe 
 
Die Verbandsversammlung beschließt: 
 
1. die Aufstellung des oben genannten Änderungspunktes nach § 2 BauGB,  
 
2. die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB mit Bekanntma-

chung in Form einer Veröffentlichung in den Badischen Neuesten Nachrichten, 
 
3. sowie die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

nach § 4 (1) BauGB 
 

zu der Einzeländerung.  
 

 
 

- Der Verbandsvorsitzende - 



Planungsstelle NVK  September 2025 
 

Nachbarschaftsverband Karlsruhe 
 

Einzeländerung des Flächennutzungsplans FNP 2030 
 
Eggenstein-Leopoldshafen – Leopoldshafen  
EL-S-E002 „Schröcker Tor“  
 

   
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Plandarstellung: 
 

Derzeit geltende Nutzungsdarstellung im FNP Darstellung der beabsichtigten Nutzungsänderung 

Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Sportplatz 

Sonderbaufläche mit der Zweckbestim-
mung Wohnheim 

  
  

 



Einzeländerung des Flächennutzungsplans FNP 2030        2 
EL-S-E002 „Schröcker Tor“ 
    
 

Planungsstelle NVK  September 2025 
 

Siedlungstypisierung: 
Nr. Baugebiet 

geplante 
Darstel-

lung 
Fläche 

(ha) 
Sied-

lungstyp 
Wohn- 

einheiten 
in ver-

dichteter  
Bauweise 

Einwoh-
ner 

bisherige 
Darstel-

lung 

EL-S-E002 Schröcker Tor S 0,7     Gf 
 

Die bei Wohneinheiten, Wohneinheiten in verdichteter Bauweise und Einwohner angegebenen Werte sind Mindestwerte. 
 
Restriktionen: 

Regionalplan* Landschaftsplan Naturschutzrecht Wasserschutzrecht Sonstige 

1) - 2) - - 
*bezogen auf Regionalplan 2025 

 
1) Grünzäsur, vgl. letzten Absatz Teil 1. „Beschreibung und Begründung“ 
2) Östl. angrenzend Landschaftsschutz-, FFH und SPA-Gebiet 

 
1. Beschreibung und Begründung: 
In Eggenstein-Leopoldshafen (Ortsteil Leopoldshafen), befindet sich östlich der B36 und 
nördlich der L559 eine Erstaufnahmeeinrichtung (EA) des Landes Baden-Württemberg. Mit 
den derzeit bestehenden Containergebäuden verfügt diese über eine Kapazität zur Unter-
bringung von max. 300 Personen. Der Standort soll langfristig als vollwertige EA für die Auf-
nahme von bis zu 500 Geflüchteten entwickelt werden. 
 
Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 2,3 ha und umfasst die geplante Sondergebietsflä-
che sowie die östlich angrenzenden Erschließungsflächen. Für die Umsetzung der EA sind 
neben den Unterkunftsgebäuden auch Gebäude für die dienenden Funktionen wie bspw. 
Sicherheitsdienst, Alltagsbetreuung, Kantine mit Speisesaal, medizinische Versorgung, So-
zial- und Verfahrensberatung sowie Verwaltung und die zugehörigen Außenanlagen wie 
Sport- und Spielplätze erforderlich.  
 
Die Fläche für die Erweiterung ist derzeit dem planungsrechtlichen Außenbereich zuzurech-
nen. Da es sich bei dem Vorhaben um keine im Außenbereich privilegierte Nutzung nach 
§ 35 BauGB handelt, kann die Erweiterung nur auf der planungsrechtlichen Grundlage ei-
nes Bebauungsplanes erfolgen. 
 
Der südliche Teil des Plangebiets wird im Flächennutzugsplan 2030 als „geplante Sonder-
baufläche mit der Zweckbestimmung Wohnheim“ dargestellt (1,6 ha), der nördliche Teil als 
bestehende „Grünfläche mit der Zweckbestimmung Sportplatz“. Die Erweiterung der ge-
planten Sonderbaufläche (0,7 ha) ist nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. Die 
Darstellung des Flächennutzungsplanes wird im Zuge einer Einzeländerung geändert. 
Diese und der erforderliche Bebauungsplan werden im Parallelverfahren durchgeführt. 
 
Der derzeit gültige Regionalplan legt für den Bereich der geplanten Erweiterung keine Nut-
zung fest („Weißfläche“ = keine Restriktion). Abweichend davon legt der im Mai 2025 be-
schlossene, aber noch nicht in Kraft getretene Regionalplan 2025 für diesen Teil „Grünzä-
sur“ fest. Die Größe der geplanten Erweiterungsfläche für das Vorhaben ist unter 1 ha, so-
dass die Änderung im Bereich des Ausformungsspielraumes des Verbands Region Karls-
ruhe liegt.   
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2. Umweltbericht 
 
2.1. Zusammenfassung der Planungsstelle NVK (siehe Erläuterungen in Punkt 2.2) 

 
Übersicht der voraussichtlichen Umweltauswirkungen 

- Bewertung der Schutzgüter und deren Wechselwirkungen - 

Schutzgut 
Bewertung der Planungsstelle NVK 

keine/gering mäßig hoch sehr hoch 

Mensch/Gesundheit x    

Boden  x   

Wasser  x   

Klima/Lufthygiene x    

Tiere/Pflanzen biologi-
sche Vielfalt  

  x  

Landschaftsbild x    

Kultur / Sachgüter x    

Fläche  x   

Wechselwirkungen x    

Gesamtbewertung 
der Umweltaus-wir-
kungen 

 x   

Umfang der Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen 
(Abschätzung auf Ebene der Flächennutzungs- 
planung, auf Bebauungsplanebene zu konkretisie-
ren) 

Vermutlich kein 
Ausgleich notwen-

dig 

Ausgleich kann ver-
mutlich im Plange-
biet erbracht wer-

den 

Ausgleich außer-
halb des Plangebie-
tes vermutlich not-

wendig 

 x  

Maßnahmen zur Vermeidung und Min-
derung (V/M) 

Eingrünung des Wohnheimes, Erhalt der Gehölzvegeta-
tion 

Gesamtbewertung der voraussichtlichen Auswirkungen 
unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur Vermeidung 
und Minderung 

mäßig 
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2.2. Erläuterung/Begründung: 
Die Einzeländerung des FNP beinhaltet eine Änderung der Darstellung geplanter Nut-
zungen sowie eine Flächenerweiterung der nördlichen Planfläche um etwa 0,7 Hektar.  
Im Ergebnis sind die zu erwartenden Umweltauswirkungen, die bereits im Umweltbe-
richt zum FNP 2030 ermittelt wurden, kaum verändert - mit Ausnahme des Schutzgu-
tes Tiere/Pflanzen biologische Vielfalt, da die Flächenerweiterung ebenfalls anschlie-
ßende Gehölzbestände betrifft.  
 
In der verbindlichen Bauleitplanung (B-Plan) sind die Vorschriften zum Umweltschutz 
anzuwenden (§ 1a BauGB). Umweltauswirkungen sind zu untersuchen, zu vermindern 
und ggf. auszugleichen. 
Die Tabelle unter 2.1. beinhaltet daher (in Klammern) informell die hier infolge der ge-
planten Flächennutzungen grundsätzlich zu erwartenden Umweltauswirkungen, basie-
rend auf folgenden Einschätzungen: 

 
Schutzgut Mensch/Gesundheit 
 
Hier sind keine zusätzlichen negativen Auswirkungen zu erwarten. 
 
Schutzgüter Boden und Wasser 
 
Durch eine zusätzliche Versiegelung des Bodens kann mit erhöhten negativen Auswir-
kungen auf die Bodenqualität gerechnet werden. Die natürlichen Bodenfunktionen 
werden dadurch stark beeinträchtigt. Die Ausweisung als Sportfläche werden Beein-
trächtigung der natürlichen Bodenfunktion erwartet, durch eine Versiegelung der Flä-
che durch die Ausweitung des Wohnheimes werden diese verstärkt. 
 
Schutzgut Klima/Lufthygiene 
 
Hier sind keine zusätzlichen negativen Auswirkungen zu erwarten. 
 
Schutzgut Tiere/Pflanzen biologische Vielfalt 
 
Hier sind zusätzlich negative Folgen zu erwarten, da die Flächenerweiterung die an-
schließenden Gehölzbestände beeinträchtigen wird. Nördlich anschließend auf der als 
Sportanlagen geplanten Fläche befindet sich eine Kernfläche des Biotopverbundes für 
trockenwarme Standorte, auch hier sind negative Auswirklungen auf das Schutzgut zu 
erwarten.  
 
Schutzgut Landschaftsbild 
Hier sind keine zusätzlichen negativen Auswirkungen zu erwarten. 
 
Kultur/Sachgüter 
Hier sind keine zusätzlichen negativen Auswirkungen zu erwarten. 
 
Schutzgut Fläche 
Hier sind keine zusätzlichen negativen Auswirkungen zu erwarten. 
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Schutzgutübergreifende Wechselwirkungen 
 
Natura 2000/FFH-Verträglichkeit: 
 

2.3. Schwierigkeiten oder Lücken bei der Zusammenstellung der Angaben 
 

Unter Beteiligung der Träger öffentlicher Belange sollen evtl. Lücken im weiteren Ver-
fahren geschlossen werden.  
 

2.4. Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen (Monitoring)  
Nach § 4c BauGB haben die Gemeinden die Verpflichtung, erhebliche Umweltauswir-
kungen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, zu überwachen. 
Die Überwachung soll sich hierbei auf die erheblichen und nicht genau vorhersehba-
ren Auswirkungen konzentrieren. Da erforderliche Minderungs- und Schutzmaßnah-
men zur Vermeidung von Beeinträchtigungen überwiegend im Rahmen der verbindli-
chen Bauleitplanung festgelegt werden, und die Flächennutzungsplan-Teiländerung 
lediglich die Flächennutzung allgemein festlegt, sind erforderliche Überwachungsmaß-
nahmen im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung oder gegebenenfalls der nach-
geschalteten Genehmigungsverfahren festzulegen. 



NACHBARSCHAFTSVERBAND KARLSRUHE 
VERBANDSVERSAMMLUNG  
am 10. November 2025 
 Vorlage 11/2025 
 zu TOP 4  
 
 
Einzeländerung Flächennutzungsplan 2030 
„Rintheimer Querallee“ in Karlsruhe (Sonderbaufläche Kaserne in Mischgebiet, 
Sonderbaufläche Dienstleistung, Grünfläche, Wald) 
Aufstellungsbeschluss für eine neue Darstellung des Flächennutzungsplanes (Einzel-
änderung) nach § 2 BauGB sowie Beschluss über die frühzeitige Beteiligung der Öffent-
lichkeit nach § 3 (1) BauGB und der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Be-
lange nach § 4 (1) BauGB 
 
Auf Antrag der Stadt Karlsruhe soll folgende Einzeländerung des Flächennutzungspla-
nes vorgenommen werden: 
 
KA-M-E001  Rintheimer Querallee (M), 
KA-S-E002  Rintheimer Querallee (Sonderbaufläche), 
KA-Gf-E001  Rintheimer Querallee (Grünfläche), 
KA-Fo-E001  Rintheimer Querallee (Forst) 
 
Dazu ist die Einleitung des Änderungsverfahrens von der Verbandsversammlung zu be-
schließen. Im nächsten Schritt ist die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der 
Behörden vorgesehen. 
 
In der beigefügten Anlage sind die neuen Darstellungen der Einzeländerungen erläutert. 
Die Anlage beinhaltet die Darstellung des gültigen Flächennutzungsplanes 2030 sowie 
die beabsichtigte Nutzungsänderung mit Begründung und vorläufigem Umweltbericht. 
 
Für das weitere Verfahren ist die frühzeitige Beteiligung nach § 3 (1) BauGB zu be-
schließen sowie nach § 4 (1) BauGB die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange. 
 
Nach Bearbeitung der eingegangenen Stellungnahmen wird die Planungsstelle des 
Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe einen Entwurf ausarbeiten und diesen der Ver-
bandsversammlung zum Beschluss über die Offenlage vorlegen. 
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Beschluss: 
 
 

I. Antrag an die Verbandsversammlung des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe 
 
Die Verbandsversammlung beschließt: 
 
1. die Aufstellung des oben genannten Änderungspunktes nach § 2 BauGB,  
 
2. die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB mit Bekanntma-

chung in Form einer Veröffentlichung in den Badischen Neuesten Nachrichten, 
 
3. sowie die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

nach § 4 (1) BauGB 
 

zu der Einzeländerung.  
 

 
 

- Der Verbandsvorsitzende - 
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Nachbarschaftsverband Karlsruhe 
 

Einzeländerung des Flächennutzungsplans FNP 2030 
 
Karlsruhe – Oststadt 
KA-M-E001  „Rintheimer Querallee (M)“, 
KA-S-E002  „Rintheimer Querallee (S)“, 
KA-Gf-E001  „Rintheimer Querallee (Gf)“, 
KA-Fo-E001  „Rintheimer Querallee (Fo)“ 
 
 

 
 
 
 

   

 
 
 
 
 
Plandarstellung: 
 

Derzeit geltende Nutzungsdarstellung im FNP Darstellung der beabsichtigten Nutzungsänderung 

Sonderbaufläche Kaserne 
 
 

Sonderbaufläche mit der Zweckbestim-
mung Dienstleistung, gemischte Bauflä-
che, Wald, Grünfläche (Parkanlage) 
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Siedlungstypisierung: 
Nr. Baugebiet 

geplante 
Darstel-

lung 
Fläche 

(ha) 
Sied-

lungstyp 
Wohn- 

einheiten 
in ver-

dichteter  
Bauweise 

Einwoh-
ner 

bisherige 
Darstel-

lung 

KA-M-E001 Rintheimer Querallee 
(M) M 4,1 B 110 80 210 S 

KA-S-E002 Rintheimer Querallee 
(S) S 1,4     S 

KA-Gf-E001 Rintheimer Querallee 
(Gf) Gf 3,0     S 

KA-Fo-E001 Rintheimer Querallee 
(Fo) Fo 2,3     S 

 

Die bei Wohneinheiten, Wohneinheiten in verdichteter Bauweise und Einwohner angegebenen Werte sind Mindestwerte. 
 
Restriktionen: 

Regionalplan* Landschaftsplan Naturschutzrecht Wasserschutzrecht Sonstige 

1) 2) 3) 4) 5) 6) WSG IIIB - 
*bezogen auf Regionalplan 2025 
 

1) Grünzäsur, vgl. letzten Absatz Teil 1. „Beschreibung und Begründung“ 
2) Maßnahmen zur Stärkung der Funktionen des Erholungswaldes  
3) Maßnahmen zur Aufwertung siedlungsnaher Freiräume 
4) Landschaftsschutzgebiet „Hardtwald nördlich von Karlsruhe“ 
5) FFH-Gebiet Nr.  6916342 Hardtwald zwischen Graben und Karlsruhe 
6) Westlich anschließend Waldbiotop (Biotopname: Wald mit schützenswerten Tierarten W Rintheim, 

Biotopnummer: 269162126076) 
 
 
Hinweis:  
Der Umgriff des hier vorliegenden FNP-Einzeländerungsverfahrens unterscheidet sich vom 
Geltungsbereich des parallel laufenden Bebauungsplanverfahrens. Der Geltungsbereich 
des Bebauungsplans wird im weiteren Verfahren auf den FNP-Umgriff reduziert werden.   
 
 
1. Beschreibung und Begründung: 
 
Die ehemalige General-Kammhuber-Kaserne (GKK) ist eine Liegenschaft in Bundesbesitz. 
Die militärische Nutzung wurde Anfang der 2000er-Jahre aufgegeben. Seither werden Teile 
der Bestandsgebäude (vorübergehend) zivil nachgenutzt, andere Teile stehen leer bzw. lie-
gen brach.  
 
Die BImA als Eigentümerin möchte die Liegenschaft langfristig sichern und zukunftsfähig 
weiterentwickeln. Im Plangebiet sollen zukünftig sowohl Bundesbehörden als auch Dienst-
leistungsnutzung und Wohnen ermöglicht werden. Zur Umsetzung des Vorhabens ist die 
Erstellung eines Bebauungsplans mit Umweltbericht erforderlich. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans (dort: Teilbereich West) ist im wirksamen Flä-
chennutzungsplan 2030 des Nachbarschaftsverbands Karlsruhe als Sonderbaufläche mit 
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der Zweckbestimmung Kaserne dargestellt. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes wei-
chen somit von der Darstellung des Flächennutzungsplans ab. Da sich Teile des Plange-
biets im Außenbereich befinden, ist eine Einzeländerung des Flächennutzungsplans erfor-
derlich. 
Die Aufstellung des Bebauungsplans sowie die Änderung des Flächennutzungsplans wer-
den im Parallelverfahren durchgeführt. 
 
Im Gegensatz zu der Darstellung im FNP ist die Planfläche in Realität teilweise bewaldet. 
Mit der Einzeländerung wird – analog zum Entwurf des Bebauungsplans – die tatsächliche 
Bewaldung im FNP nachvollzogen. 
In der Bilanz ergibt sich mit der FNP-Einzeländerung eine Reduktion der Bestands-Bauflä-
che von 10,8 ha (Sonderbaufläche Kaserne) auf insgesamt 5,5 ha (Sonderbaufläche 
Dienstleistung und gemischte Baufläche). 
 
Der derzeit gültige Regionalplan legt den Planbereich vollständig als Siedlungsfläche (über-
wiegend Wohn-/Mischnutzung, Bestand) und als Sonderflächen (Bund) fest. 
Abweichend davon legt der im Mai 2025 beschlossene, aber noch nicht in Kraft getretene 
Regionalplan 2025 den Westen der Planfläche – den bewaldeten Bereich – als Regionalen 
Grünzug fest. Da dieser Bereich mit dem neu aufzustellenden Bebauungsplan als Wald ge-
sichert werden soll, steht der Regionaler Grünzug weder dem Bebauungsplan noch der Än-
derung des Flächennutzungsplans entgegen. Östlich der Planfläche – entlang und in Ver-
längerung der Rintheimer Querallee – wird im Regionalplan 2025 außerdem neu eine Frei-
haltetrasse für den Neubau einer Radschnellverbindung festgelegt.  



Einzeländerung des Flächennutzungsplans FNP 2030        4 
KA-Rintheimer Querallee  
    
 

Planungsstelle NVK  September 2025 
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2. Umweltbericht 
 
2.1. Zusammenfassung der Planungsstelle NVK (siehe Erläuterungen in Punkt 2.2) 

 
Übersicht der voraussichtlichen Umweltauswirkungen 

- Bewertung der Schutzgüter und deren Wechselwirkungen - 

Schutzgut 
Bewertung der Planungsstelle NVK 

keine/gering mäßig hoch sehr hoch 

Mensch/Gesundheit x    

Boden x    

Wasser x    

Klima/Lufthygiene X     

Tiere/Pflanzen biologi-
sche Vielfalt  

x    

Landschaftsbild x    

Kultur / Sachgüter x    

Fläche x    

Wechselwirkungen x    

Gesamtbewertung 
der Umweltaus- 
wirkungen 

x    

Umfang der Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen 
(Abschätzung auf Ebene der Flächennutzungs- 
planung, auf Bebauungsplanebene zu konkretisie-
ren) 

Vermutlich kein 
Ausgleich notwen-

dig 

Ausgleich kann ver-
mutlich im Plange-
biet erbracht wer-

den 

Ausgleich außer-
halb des Plangebie-
tes vermutlich not-

wendig 

 X  

Maßnahmen zur Vermeidung und Min-
derung (V/M)  

Gesamtbewertung der voraussichtlichen Auswirkungen 
unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur Vermeidung 
und Minderung 

gering 
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2.2. Erläuterung/Begründung: 
 

Schutzgut Mensch/Gesundheit 
 
Es sind keine Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch/Gesundheit zu erwarten, 
durch den Erhalt der angrenzenden Grünfläche kann argumentiert werden, dass die 
Änderung eine positive Wirkung auf Menschen und Gesundheit hat. 
 
Schutzgüter Boden und Wasser 
 
Durch die Änderung wird weniger Boden versiegelt, dadurch bleiben in den unbebau-
ten Bereichen die Bodenfunktionen weitgehend erhalten.  
 
Schutzgut Klima/Lufthygiene 
 
Durch die Reduzierung der Baufläche, den Erhalt der Forstfläche und der Darstellung 
von Grünflächen ist mit einem geringen positiven Effekt auf das Mikroklima und die 
Lufthygiene zu rechnen.  
 
Schutzgut Landschaftsbild 
 
Auch hier ist mit einem geringen positiven Effekt auf das Schutzgut zu rechnen, da 
das Landschaftsbild durch die ausbleibende Bebauung weniger beeinträchtigt wird 
und der Forst erhalten bleibt. 
 
Kultur/Sachgüter 
 
Hier sind keine Auswirkungen zu erwarten. 
 
Schutzgut Fläche 
 
Die Verringerung der Baufläche führt zu einem leichten positiven Effekt auf das 
Schutzgut, da der Eingriff in den Naturraum insgesamt geringer ausfällt. 
 
Schutzgutübergreifende Wechselwirkungen 
 
Die Reduzierung der Baufläche kann voraussichtlich zu einer geringen Verbesserung 
der Wechselwirkungen zwischen Schutzgütern führen, da die Belastung der Umwelt 
insgesamt abnimmt. 
 
Natura 2000/FFH-Verträglichkeit: 
 
Aufgrund der sehr kleinräumigen Änderung der Bauflächen sind keine Auswirkungen 
auf Natura 2000- oder FFH-Gebiete zu erwarten. Die Maßnahme bleibt für die Schutz-
gebiete unproblematisch. 
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2.3. Schwierigkeiten oder Lücken bei der Zusammenstellung der Angaben 
 

Unter Beteiligung der Träger öffentlicher Belange sollen evtl. Lücken im weiteren Ver-
fahren geschlossen werden.  
 

2.4. Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen (Monitoring)  
Nach § 4c BauGB haben die Gemeinden die Verpflichtung, erhebliche Umweltauswir-
kungen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, zu überwachen. 
Die Überwachung soll sich hierbei auf die erheblichen und nicht genau vorhersehbaren 
Auswirkungen konzentrieren. Da erforderliche Minderungs- und Schutzmaßnahmen zur 
Vermeidung von Beeinträchtigungen überwiegend im Rahmen der verbindlichen Bau-
leitplanung festgelegt werden, und die Flächennutzungsplan-Teiländerung lediglich die 
Flächennutzung allgemein festlegt, sind erforderliche Überwachungsmaßnahmen im 
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung oder gegebenenfalls der nachgeschalteten 
Genehmigungsverfahren festzulegen. 

 



 

 

NACHBARSCHAFTSVERBAND KARLSRUHE 
VERBANDSVERSAMMLUNG  
am 10. November 2025 Vorlage 12/2025 
 zu TOP 5  
 
 
 
Einzeländerung Flächennutzungsplan 2030 
KA-LW-E002 „Herausnahme Kleintierzuchtanlage“ in Karlsruhe - Stupferich  
(Grünfläche mit der Zweckbestimmung Vereinssonderfläche in Fläche für Land-
wirtschaft) 
Abschließender Beschluss für eine neue Darstellung des Flächennutzungsplanes (Ein-
zeländerung) 
 
Auf Antrag der Stadt Karlsruhe soll folgende Einzeländerung des Flächennutzungs-
planes vorgenommen werden:  
 
KA-LW-E002 „Herausnahme Kleintierzuchtanlage“ in Karlsruhe - Stupferich  
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB fand vom 24. Januar bis 
einschließlich 28. Februar 2025 statt. Die Bekanntmachung dazu erfolgte fristgerecht 
über die Internetseite des NVK. Aus der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahmen ein-
gegangen. Die betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie 
die Nachbargemeinden wurden in der Zeit vom 27. Januar bis einschließlich 28. Feb-
ruar 2025 gemäß § 4 (1) BauGB zur Stellungnahme aufgefordert. Im Zuge dieser Be-
teiligung sind 16 Stellungnahmen eingegangen. In den Stellungnahmen wird die Rück-
nahme der Kleintierzuchtanlage begrüßt bzw. werden keine kritischen Anmerkungen 
oder Hinweise gegeben. 
 
Am 19. Mai 2025 nahm die Verbandsversammlung die Beurteilungen des Anhörungs-
ergebnisses billigend zur Kenntnis und beschloss die öffentliche Auslegung sowie die 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange und Nachbarge-
meinden zu der Einzeländerung. 
 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (2) BauGB fand vom 30. Juni 2025 bis ein-
schließlich 1. August 2025 statt. Die Bekanntmachung dazu erfolgte fristgerecht über 
die Badischen Neuesten Nachrichten sowie im Internet. Aus der Öffentlichkeit gingen 
keine Stellungnahmen ein. 
 
Die betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nach-
bargemeinden wurden in der Zeit vom 25. Juni 2025 bis einschließlich 30. Juli 2025 
gemäß § 4 (2) BauGB zur Stellungnahme aufgefordert. Im Zuge dieser Beteiligung gin-
gen 13 Stellungnahmen ein. In den Stellungnahmen wurde die Rücknahme der Klein-
tierzuchtanlage begrüßt bzw. wurden keine kritischen Anmerkungen oder Hinweise 
gegeben. 
 
In der beigefügten Anlage ist die Darstellung der Einzeländerung erläutert. Die Anlage 
beinhaltet die Darstellung des wirksamen FNP 2030 sowie die beabsichtigte Nut-
zungsänderung, die Begründung und den Umweltbericht. Zudem sind die eingegange-
nen Anregungen mit den Stellungnahmen der Planungsstelle und den Beschlussemp-
fehlungen beigefügt. 
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Beschluss: 
 

I. Antrag an die Verbandsversammlung des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe 
 
1. Die Verbandsversammlung beschließt, dass den zum Entwurf dieser Änderung 

des Flächennutzungsplanes des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe vorge-
brachten Anregungen, wie aus der Anlage zu dieser Vorlage ersichtlich, gefolgt 
bzw. nicht gefolgt wird. 

 
 Die von den Beschlussvorschlägen der Verbandsverwaltung abweichenden Ent-

scheidungen der Verbandsversammlung sind bei der Änderung des Flächennut-
zungsplanes bzw. bei der endgültigen Fassung der Begründung zu berücksichti-
gen. 

 
 
 

- Der Verbandsvorsitzende - 
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Nachbarschaftsverband Karlsruhe 
 

Einzeländerung des Flächennutzungsplans FNP 2030 
 
Karlsruhe – Stupferich 
KA-LW-E002 „Herausnahme Kleintierzuchtanlage“ 
 

   
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Plandarstellung: 
 

Derzeit geltende Nutzungsdarstellung im FNP Darstellung der beabsichtigten Nutzungsänderung 

Geplante Grünfläche – Vereinssonderfläche 
 

Fläche für die Landwirtschaft 
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Siedlungstypisierung: 
Nr. Baugebiet 

geplante 
Darstel-

lung 
Fläche 

(ha) 
Sied-

lungstyp 
Wohn- 

einheiten 
in ver-

dichteter  
Bauweise 

Einwoh-
ner 

bisherige 
Darstel-

lung 

KA-LW-E002 Herausnahme  
Kleintierzuchtanlage LW 0,7 - - - - Grün-

fläche 
 

Die bei Wohneinheiten, Wohneinheiten in verdichteter Bauweise und Einwohner angegebenen Werte sind Mindestwerte. 
 
Restriktionen: 

Regionalplan Landschaftsplan Naturschutzrecht Wasserschutzrecht Sonstige 

 1), 2)  3), 4)  5), 6) - - 
 

1) Regionaler Grünzug 
2) Schutzbedürftiger Bereich für die Erholung (Erholungsgebiet) 
3) Maßnahmen zur Aufwertung siedlungsnaher Freiräume 
4) Maßnahmen zum Schutz vor Erosion 
5) Naturpark Schwarzwald-Mitte/Nord 
6) Hinweis: Landschaftsschutzgebiet angrenzend 

 
1. Beschreibung und Begründung: 
 
Mit der geplanten Einzeländerung des Flächennutzungsplans 2030 soll die Darstellung der 
Fläche KA-772 – „Kleintierzuchtanlage Windelbachstraße“ von „geplanter Grünfläche – Ver-
einssonderfläche“ (Einzeländerung wirksam seit 29. Mai 2021) in „Fläche für Landwirt-
schaft“ geändert werden.  
 
Das Plangebiet befindet sich im Nordwesten des Stadtteils Stupferich, rund 190 Meter vom 
Ortsrand entfernt, und grenzt an landwirtschaftlich genutzte Flächen sowie an ein Land-
schaftsschutzgebiet. Es umfasst eine Fläche von etwa 0,7 Hektar.  
 
Grundlage für die Änderung ist, dass die Bedarfslage für die auf der Fläche vorgesehene 
Kleintierzuchtanlage nicht mehr gegeben ist. Dies ermöglicht die Bereitstellung notwendiger 
Ausgleichsflächen für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Seniorenwohnen am 
Gänsberg“, der parallel aufgestellt wird. Die geplante Nutzung schützt die Fläche dauerhaft 
vor baulichen Eingriffen und trägt gleichzeitig zu einer ökologisch wertvollen Aufwertung 
bei, die das Landschaftsbild stärkt. 
 
Der Regionalplan Mittlerer Oberrhein 2003 legt im Bereich des Plangebiets einen regiona-
len Grünzug sowie einen schutzbedürftigen Bereich für die Erholung (Erholungsgebiet) fest. 
Die Raumnutzungskarte zeigt keine Einschränkungen oder Planungsziele, die der vorgese-
henen Änderung widersprechen. Damit ist die Planung mit den Vorgaben der Regionalpla-
nung vereinbar.
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2. Umweltbericht 
 
2.1. Zusammenfassung der Planungsstelle NVK (siehe Erläuterungen in Punkt 2.2) 

 
Übersicht der voraussichtlichen Umweltauswirkungen 

- Bewertung der Schutzgüter und deren Wechselwirkungen - 

Schutzgut 
Bewertung der Planungsstelle NVK 

keine/gering mäßig hoch sehr hoch 

Mensch/Gesundheit x    

Boden x    

Wasser x    

Klima/Lufthygiene x    

Tiere/Pflanzen, 
biologische Vielfalt  x    

Landschaftsbild x    

Kultur-/Sachgüter x    

Fläche x    

Wechselwirkungen x    

Gesamtbewertung 
der Umweltaus-wir-
kungen 

x    

Umfang der Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen 
(Abschätzung auf Ebene der Flächennutzungs- 
planung, auf Bebauungsplanebene zu konkretisie-
ren) 

Vermutlich kein 
Ausgleich notwen-

dig 

Ausgleich kann ver-
mutlich im Plange-
biet erbracht wer-

den 

Ausgleich außer-
halb des Plangebie-
tes vermutlich not-

wendig 

x   

Maßnahmen zur Vermeidung und Min-
derung (V/M) - 

Gesamtbewertung der voraussichtlichen Auswirkungen 
unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur Vermeidung 
und Minderung 

keine / positiv 
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2.2. Erläuterung/Begründung: 
 
Mit der Herausnahme der Darstellung einer Vereinssonderfläche entfällt die damit er-
möglichte Inanspruchnahme einschließlich baulicher Nutzung. Es treten keine verän-
derten Umweltauswirkungen ein.  
Weitere Erläuterungen zu den Schutzgütern können daher entfallen. 
 
Schutzgut Mensch/Gesundheit 
- 
 
Schutzgüter Boden und Wasser 
- 
 
Schutzgut Klima/Lufthygiene 
- 
 
Schutzgut Tiere/Pflanzen biologische Vielfalt 
- 
 
Schutzgut Landschaftsbild 
- 
 
Kultur/Sachgüter 
- 
 
Schutzgut Fläche 
- 
 
Schutzgutübergreifende Wechselwirkungen 
- 
 
Natura 2000/FFH-Verträglichkeit 
- 
 
 

3. Zusammenfassende Stellungnahme der Planungsstelle / Empfeh-
lung für die weiterführende Planung 

 
3.1. Zusammenfassende Stellungnahme der Planungsstelle 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB gingen 
keine Rückmeldung ein. 
 
Im Zuge der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 (1) BauGB haben sich 16 Behörden, sonstige Träger öffentlicher 
Belange oder Nachbargemeinden zur Planung geäußert. In den Stellungnahmen wird 
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die Rücknahme der Kleintierzuchtanlage begrüßt bzw. werden keine kritischen An-
merkungen oder Hinweise gegeben. 
 
Während der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB sind keine Stellungnah-
men eingegangen.  
 
Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 (2) BauGB haben sich 13 Behörden, sonstige Träger öffentlicher Belange 
oder Nachbargemeinden zur Planung geäußert. In den Stellungnahmen wird die 
Rücknahme der Kleintierzuchtanlage begrüßt bzw. werden keine kritischen Anmer-
kungen oder Hinweise gegeben. 
 
Laut Einschätzung der Planungsstelle ergeben sich keine Erkenntnisse, aufgrund de-
rer die Planung auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung unzulässig wäre. 
 
 

3.2. Empfehlung für die weiterführende Planung 
 

Es wird empfohlen, die vorhandene Wiese als Ausgleichsfläche durch die Pflanzung 
von Streuobst aufzuwerten. Dadurch wäre ein positiver Effekt in der Eingriffs-Aus-
gleichsbilanz und ggf. für die Fauna (z.B. langfristig die Entwicklung von Brutbäumen 
für Vögel) vorhanden. 

Ebenso denkbar sind auch Aufwertungspotenziale in Bezug auf artenschutzfachlichen 
Ausgleichsbedarf (beispielsweise für Reptilien) durch Anreicherung mit entsprechen-
den Strukturelementen.  

Der Empfehlung der Planungsstelle, das Bebauungsplanverfahren „Kleintierzuchtan-
lage Windelbachstraße“ in Karlsruhe-Stupferich einzustellen und den Aufstellungsbe-
schluss vom 11. Juli 2014 aufzuheben, wurde bereits gefolgt. 

Durch die Herausnahme der Fläche aus dem Bebauungsplanverfahren ergeben sich 
keine veränderten Umweltauswirkungen. Vielmehr wird das Gebiet dauerhaft vor bau-
lichen Eingriffen geschützt und erfährt zugleich eine ökologisch wertvolle Aufwertung, 
die auch zur Stärkung des Landschaftsbildes beiträgt. 

Weitere Empfehlungen der Planungsstelle bestehen in diesem Zusammenhang nicht. 
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Träger Öffentlicher 
Belange 

Stellungnahmen Beschlussempfehlung der Planungsstelle 

Bund für Umwelt- 
und Naturschutz 
Deutschland (BUND) 

Gegen dies Herausnahme der Kleintierzuchtanlage aus dem FNP bestehen keine Bedenken, im 
Gegenteil: Die Herausnahme ist naturschutzfachlich zu begrüßen, da hierdurch eine Bebauung 
mit negativen Folgen vermieden wird.  
 
Nicht nachzuvollziehen ist allerdings folgender Satz (unter Punkt 1: Beschreibung): „Dies ermög-
licht die Bereitstellung notwendiger Ausgleichsflächen für den vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan „Seniorenwohnen am Gänsberg“, der parallel aufgestellt wird.“  
Wie kann eine unbebaute Fläche, die aktuell extensiv (Wiese mit temporärer Schafbeweidung) ge-
nutzt wird, als Ausgleichsfläche herangezogen werden? Dies ginge nur geringfügig, indem bspw. 
die extensive Wiese durch die Pflanzung von Streuobst aufgewertet würde. Nur dann wäre ein 
(geringer) positiver Effekt in der Eingriffs-Ausgleichsbilanz und ggf. für die Fauna (z.B. langfristig 
die Entwicklung von Brutbäumen für Vögel) vorhanden. Für die übrigen Schutzgüter Boden, Flä-
che, Wasser, Landschaft, Klima ergeben sich durch die Herausnahme keine bzw. maximal nur 
sehr geringfügig positive Effekte.  
 
Denkbar sind hingegen auch Aufwertungspotenziale in Bezug auf artenschutzfachlichen Aus-
gleichs-bedarf (beispielsweise für Reptilien) durch Anreicherung mit entsprechenden Strukturele-
menten.  
 
Es verwundert, dass offenbar die derzeitige Wiese in eine landwirtschaftliche Fläche ohne Aufla-
gen gewandelt werden soll. Dies dürfte als Verschlechterung gegenüber dem Istzustand anzuse-
hen sein. Es stünde unseres Erachtens auch im Widerspruch zur nach unserer Kenntnis von der 
Stadt Karlsruhe unterzeichneten Deklaration zur biologischen Vielfalt, mit der die Selbstverpflich-
tung verbunden ist, „Förderung umweltverträglicher Formen der Land-[…]wirtschaft“. Geplante 
Verschlechterungen für den Naturhaushalt sind deshalb wo möglich zu vermeiden, es ist folglich 
im vorliegenden Fall als geboten anzusehen, dass verbunden mit einem etwaigen Tausch der Flä-
chenwidmung im FNP eine Sicherung des Istzustands als extensive Wiese verbunden wird. 

Kenntnisnahme. 
 
 
Bei der Fläche handelt es sich aktuell um eine 
Weidenfläche, deren Vegetation durch Tritt-
schäden des Weideviehs sowie durch das Auf-
kommen von Brombeeren beeinträchtigt ist. Im 
Rahmen des Bebauungsplans „Seniorenwoh-
nen am Gänsberg“ (derzeit in Bearbeitung) 
könnte eine Aufwertung der Vegetation durch 
Übersaat und Heumahd erfolgen. Ergänzend 
zu den zwei vorhandenen Birnbäumen könnte 
die Pflanzung weiterer Streuobstbäume eine 
zusätzliche ökologische und naturschutzfachli-
che Aufwertung bewirken. Die neu gepflanzten 
Bäume würden zudem die Bedürfnisse der 
Fauna unterstützen, indem sie neuen Nah-
rungs- und Lebensraum schaffen. 
 
Darüber hinaus wird durch die Einzeländerung 
die ursprüngliche Darstellung der Fläche im 
Flächennutzungsplan (FNP) als landwirtschaft-
liche Fläche, die vor der Planung der Kleintier-
zuchtanlage existierte, wiederhergestellt. In 
diesem Kontext kann keine Verschlechterung 
der Bestandssituation festgestellt werden. Viel-
mehr wird durch diese Änderung langfristig der 
dauerhafte Schutz der Fläche vor baulichen 
Eingriffen gewährleistet. Gleichzeitig erfolgt 
eine ökologische Aufwertung, die das Land-
schaftsbild stärkt. 
 
Auf der Ebene des Flächennutzungsplans ist 
für die oben genannten Maßnahmen die Dar-
stellung als landwirtschaftliche Fläche ausrei-
chend. Eine detaillierte Festlegung der erfor-
derlichen Ausgleichsmaßnahmen, 
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Träger Öffentlicher 
Belange 

Stellungnahmen Beschlussempfehlung der Planungsstelle 

insbesondere im Bereich des Artenschutzes, 
wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-
nung erfolgen. 
 
Kenntnisnahme, weitere Behandlung im  
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 

Deutsche Transal-
pine Oelleitung 
GmbH 
 

Nach Prüfung Ihrer Anfrage können wir Ihnen mitteilen, dass unseren Anlagen von den geplanten 
Maßnahmen nicht betroffen sind. Soweit sich Änderungen an Ihrer Planung ergeben, fragen Sie 
uns bitte erneut an. 

Kenntnisnahme. 

Gemeinde  
Marxzell 

Seitens der Gemeinde Marxzell bestehen weder Bedenken noch Anregungen bzgl. des Vorha-
bens „Herausnahme Kleintierzuchtanlage" in Karlsruhe-Stuperich. 
 

Kenntnisnahme. 

Gemeinde Pfinztal Nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass Belange der Gemeinde Pfinz-
tal durch die geplante Maßnahme nicht betroffen sind. 
 

Kenntnisnahme. 

Gemeinsame  
Dienststelle  
Flurneuordnung 
- Landkreis Karlsruhe 
und Enzkreis – 
 

Im Planungsbereich Einzeländerungen des Flächennutzungsplanes 2030 KA-LW-E002 „Heraus-
nahme Kleintierzuchtanlage“ in Karlsruhe-Stupferich befindet sich kein vorhandenes oder geplan-
tes Flurneuordnungsverfahren. Die Belange der Flurbereinigungsbehörde sind nicht berührt. 

Kenntnisnahme. 

Landratsamt  
Karlsruhe 

Von Seiten des Landratsamtes Karlsruhe bestehen keine Bedenken gegen die Planung. Kenntnisnahme. 

Netze BW GmbH Im Geltungsbereich der FNP-Änderung bestehen Versorgungsanlagen der Netze BW GmbH. 
Wir haben gegen die Flächennutzungsplanänderung in Karlsruhe-Stuperich keine Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. Abschließend bitten wir, uns weiter am Verfahren zu beteiligen. 
 

Kenntnisnahme. 

Regierungspräsidium 
Karlsruhe  
Referat 21 | Raum-
ordnung, Baurecht, 
Denkmalschutz 

Als höhere Raumordnungsbehörde verweisen wir auf unserer Stellungnahme vom 11. Februar 
2025 und tragen keine weiteren Anregungen oder Bedenken vor. 
 
Stellungnahme aus der frühzeitigen Beteiligung: 
Vorliegend soll die Vereinssonderfläche „Kleintierzuchtanlage Windelbachstraße“ (Einzelände-
rung, wirksam seit 29. Mai 2021) in „Fläche für die Landwirtschaft“ geändert werden. Die Fläche 
umfasst ca. 0,7 ha und liegt knapp 200 m vom Ortsrand entfernt.  
Der Regionalplan Mittlerer Oberrhein 2003 legt den Bereich zwischen Stupferich und Hohenwet-
tersbach weiträumig als Regionalen Grünzug fest. Die Herausnahme der Vereinssonderfläche 

Kenntnisnahme. 
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Träger Öffentlicher 
Belange 

Stellungnahmen Beschlussempfehlung der Planungsstelle 

(Insellage im Regionalen Grünzug) wird aus raumordnerischer Sicht begrüßt. Es stehen somit 
keine Ziele der Raumordnung entgegen. 

Stadt Ettlingen Von Seiten der Stadt Ettlingen bestehen keine Bedenken gegenüber der geplanten Einzelände-
rung. 
 

Kenntnisnahme. 

Stadt Karlsruhe Die geplante Änderung ermöglicht die Bereitstellung notwendiger Ausgleichsflächen für den vor-
habenbezogenen Bebauungsplan „Seniorenwohnen am Gänsberg“, der parallel aufgestellt wird. 
Die künftige Nutzung gewährleistet eine dauerhafte Sicherung der Fläche gegenüber baulichen 
Eingriffen und trägt zugleich zu einer ökologisch wertvollen Aufwertung sowie zur Stärkung des 
Landschaftsbildes bei. 
Gegen die Einzeländerung des Flächennutzungsplans bestehen seitens der bei der Stadt 
Karlsruhe angesiedelten Träger öffentlicher Belange keine Bedenken. 

Kenntnisnahme. 

Terranets bw Wir bedanken uns für die Beteiligung an den Einzeländerungen des Flächennutzungsplans und 
teilen Ihnen mit, dass Leitungen und Anlagen unseres Unternehmens von den Änderungen (gilt 
nur für rot markierten Bereich) nicht betroffen sind. 
 

 

Kenntnisnahme. 

TransnetBW GmbH Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit unserer Leitungsdokumentation abgeglichen. 
Im geplanten Geltungsbereich des Flächennutzungsplans 2030 KA-LW-E002 in Karlsruhe-Stupfe-
rich betreibt und plant die TransnetBW GmbH keine Höchstspannungsfreileitung. 
Daher haben wir keine Bedenken und Anmerkungen vorzubringen.  
 

Kenntnisnahme. 

Verband Region 
Karlsruhe 

Im Flächennutzungsplan 2030 ist im Nordwesten des Stadtteils Stupferich in Insellage im Außen-
bereich eine Vereinssonderfläche „Kleintierzuchtanlage“ mit einem Umfang von 0,7 ha 

Kenntnisnahme. 
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Träger Öffentlicher 
Belange 

Stellungnahmen Beschlussempfehlung der Planungsstelle 

ausgewiesen. Da der Bedarf für die vorgesehene Nutzung nicht mehr gegeben ist, soll der Be-
reich in „Fläche für die Landwirtschaft“ geändert werden. Sowohl im geltenden Regionalplan Mitt-
lerer Oberrhein 2003 als auch in dem als Satzung beschlossenen Regionalplan 2025 ist für das 
Plangebiet ein Regionaler Grünzug festgelegt bzw. vorgesehen. 
Die Herausnahme der Vereinssonderfläche wird deshalb begrüßt. Ziele des Regionalplans stehen 
der Planänderung nicht entgegen. 
 

 
 



NACHBARSCHAFTSVERBAND KARLSRUHE 
VERBANDSVERSAMMLUNG  
am 10. November 2025 
 Vorlage 13/2025 
 zu TOP 6  
 
 
Teilfortschreibung Regionalplan Wind der Region Nordschwarzwald 
Beschluss der Stellungnahme des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe 
 
 
Der Regionalverband Nordschwarzwald führt derzeit – parallel zum Verband Region 
Karlsruhe (ehem. Regionalverband Mittlerer Oberrhein; siehe hierzu Vorlage 07/2025 
aus der letzten Sitzung der Verbandsversammlung) – eine zweite Beteiligungsrunde 
zur Teilfortschreibung des Regionalplans Wind durch. Der NVK ist als Träger öffentli-
cher Belange gemäß §§ 9 ROG i. V. m. § 12 LplG zur Abgabe einer Stellungnahme 
aufgefordert. 
 
Die Frist zur Abgabe endete am 6. Oktober 2025 und lag damit vor dem nächsten re-
gulären Sitzungstermin der Verbandsversammlung. Um die Mitwirkungsrechte des 
NVK zu wahren, war eine fristgerechte Übermittlung der Stellungnahme erforderlich. 
Diese erfolgte vorbehaltlich der Zustimmung der Verbandsversammlung und ist die-
ser Vorlage als Anlage beigefügt. 
 
Der NVK bekennt sich zu den Zielen des Bundes und des Landes Baden-Württem-
berg zur Energiewende und unterstützt die planvolle Ausweisung von Vorranggebie-
ten für die Windenergienutzung. 
 
Kritisch bewertet wird jedoch die übermäßige Kumulation von Vorranggebieten im 
Bereich der Mitgliedsgemeinde Karlsbad. Diese führt zu einer unverhältnismäßigen 
Belastung des Gemeindegebiets und widerspricht dem raumordnerischen Grundsatz 
einer ausgewogenen räumlichen Verteilung.  
 
Die Festlegung von Vorranggebieten sollte den Grundsatz einer ausgewogenen Las-
tenverteilung zwischen den Gemeinden und Regionen berücksichtigen. Eine Kon-
zentration von Vorranggebieten in einzelnen Teilräumen ist aus Sicht des NVK kri-
tisch, da sie dort zu deutlichen Belastungen für Bevölkerung, Landschaftsbild und In-
frastruktur führen kann und somit die Akzeptanz für die Windenergienutzung beein-
trächtigen könnte. 
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Beschluss: 
 
 

I. Antrag an die Verbandsversammlung des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe 
 
Die Verbandsversammlung: 
 

1. beschließt die vorliegende Stellungnahme zur Teilfortschreibung Wind der 
Regionalverbandes Nordschwarzwald und beauftragt die Planungsstelle, 
diese dem Regionalverband Nordschwarzwald im Nachgang der Sitzung zu 
bestätigen. 
 

 
 
 

- Der Verbandsvorsitzende - 



Nachbarschaftsverband Karlsruhe  
Planungsstelle, 76124 Karlsruhe 

Nachbarschaftsverband Karlsruhe 
 
Der Verbandsvorsitzende   
 
 
 
 
 
 

 Regionalverband Nordschwarzwald 
Herrn Verbandsdirektor Sascha Klein 
Westliche Karl-Friedrich-Straße 29-31 
75172 Pforzheim 
 
per E-Mail: stellungnahmen@rvnsw.de 
 

11. Juli 2025 VSc/AH 2. Oktober 2025 
 
 
Teilfortschreibung des Regionalplans der Region Nordschwarzwald zur Festle-
gung von Vorranggebieten für Standorte regionalbedeutsamer Windkraftanla-
gen 
Stellungnahme im Rahmen der erneuten (zweiten) Beteiligung  
 
 
Sehr geehrter Herr Verbandsdirektor, 
sehr geehrte Damen und Herren,  

vielen Dank für die erneute Beteiligung am Verfahren zur Teilfortschreibung des Regio-
nalplans Wind im Bereich der erneuerbaren Energien. Wir nehmen hierzu wie folgt Stel-
lung. Die vorliegende Stellungnahme wird Ihnen vorbehaltlich der Zustimmung der 
Verbandsversammlung des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe, die am 10. No-
vember 2025 tagt, übermittelt. 

Die Nutzung erneuerbarer Energien ist von zentraler Bedeutung für die Energiewende. 
Die Planungsoffensive des Landes, die den Regionen die Aufgabe zuweist, der Wind-
energienutzung ausreichend Raum zu geben, führt dazu, dass derzeit mehrere Regio-
nalpläne zeitgleich fortgeschrieben werden. Neben dem Regionalverband Nordschwarz-
wald bearbeitet auch der Verband Region Karlsruhe (VRK, ehemals Regionalverband 
Mittlerer Oberrhein) parallel die Fortschreibung des Regionalplans Wind. 

Die Belange des NVK sind insbesondere durch die Planungen im Bereich der Mitglieds-
gemeinde Karlsbad betroffen: 

• Regionalverband Nordschwarzwald: Vorranggebiete WE4 – Remchingen, WE7 
– Keltern, WE18 – Straubenhardt/Neuenbürg/Dobel 

• Verband Region Karlsruhe: Vorranggebiete WE_19 – Rappenbusch (40 ha), 
WE_20 – Steinich (31,4 ha), WE_23 – Köpfleswald (77,8 ha) 

Karlsruhe, Rathaus West,  
Kaiserallee 4  
Telefon 0721/133-61 10  
Telefax  0721/133-61 09  
E-Mail info@ 
nachbarschaftsverband-karlsruhe.de  
Kernarbeitszeit 
8.30–12.00 Uhr, 14.00–15.30Uhr  

Sachbearbeiter/in Zimmer Tel.-Durchwahl 
Viola Schruff 236 0721/133-6119  
 
Datum/Zeichen Ihres Schreibens 

 
Unser Zeichen 

 
Datum 

mailto:stellungnahmen@rvnsw.de
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Obwohl der NVK die Förderung der Windenergienutzung grundsätzlich unterstützt, ist die 
gleichzeitige Ausweisung mehrerer Vorranggebiete in zwei Regionalplänen im Bereich 
der Gemeinde Karlsbad als unverhältnismäßige Belastung zu bewerten. Die räumliche 
Konzentration (Kumulation) der Vorranggebiete beeinträchtigt sowohl die Gemeinde als 
auch das Landschaftsbild, die Infrastruktur und die örtliche Akzeptanz. 

Wir regen daher erneut an, in Abstimmung mit dem VRK zu prüfen, ob im Bereich der 
Gemeinde Karlsbad besondere Belastungen vorliegen, und die Planung bei Bedarf ent-
sprechend zu überprüfen.  

Überdies verweisen wir ausdrücklich auf die Stellungnahme der Gemeinde Karlsbad. 

Bitte informieren Sie uns über den Fortgang des Verfahrens. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Dr. Frank Mentrup 
Oberbürgermeister 
 



NACHBARSCHAFTSVERBAND KARLSRUHE 
VERBANDSVERSAMMLUNG  
am 10. November 2025 
 Vorlage 14/2025 
 zu TOP 7  
 
 
 
TOP 7 Sachstand 50 Jahre NVK (mündlicher Bericht) 
  
 
Vorstellung der geplanten Veranstaltungen für das Jubiläumsjahr 2026. 
 
 
 
 
Beschluss: 
 
Die Verbandsversammlung nimmt die Ausführungen zum Sachstand zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 

- Der Verbandsvorsitzende - 



NACHBARSCHAFTSVERBAND KARLSRUHE 
VERBANDSVERSAMMLUNG  
am 10. November 2025 

Vorlage 15/2025 
zu TOP 8 

Neuwahl des/der Verbandsvorsitzenden des Nachbarschaftsverbandes Karls-
ruhe und der Stellvertretenden für die Amtszeit vom 1. Januar 2026 bis 31. De-
zember 2027 

Nach § 6 der Verbandssatzung wählt die Verbandsversammlung den/die Vorsitzen-
de/n und drei allgemeine Stellvertretende für eine Amtszeit von zwei Jahren. Die 
Amtszeit des derzeitigen Vorsitzenden und seiner Stellvertretenden endet am 31. De-
zember 2025, so dass eine Neuwahl erforderlich ist. Den Verbandsvorsitz stellt kraft 
Satzung im Wechsel ein Vertreter der Stadt Karlsruhe und ein Vertreter einer Umland-
gemeinde. 

Traditionell werden zum Verbandsvorsitzenden und zu Stellvertretenden jeweils die 
gesetzlichen Vertreter einer Mitgliedsgemeinde, also die Oberbürgermeisterinnen und 
Oberbürgermeister gewählt. 

Der derzeitige geschäftsführende Verbandsvorsitzende ist mit Herrn Oberbürger-
meister Dr. Frank Mentrup ein Vertreter der Stadt Karlsruhe, so dass nunmehr tur-
nusgemäß als Vertreter der Stadt Ettlingen Herr Oberbürgermeister Johannes Arnold 
für die Wahl zum Verbandsvorsitzenden vorgeschlagen wird. 

Die weiteren Stellvertretenden sind aus der Mitte der Verbandsversammlung zu wäh-
len. Entsprechend der bisherigen Regelungen werden die zweiten und dritten Stellver-
tretenden von den Städten Stutensee und Rheinstetten ebenfalls im Wechsel gestellt. 

Beschluss: 

I. Antrag an die Verbandsversammlung:

Die Verbandsversammlung des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe wählt für die
Amtszeit vom 1. Januar 2026 bis 31. Dezember 2027

zum Verbandsvorsitzenden: Herrn Oberbürgermeister Johannes Arnold  

zum 1. Stellvertretenden:  Herrn Oberbürgermeister Dr. Frank Mentrup 

zur 2. Stellvertretenden:  Frau Oberbürgermeisterin Petra Becker 

zum 3. Stellvertretenden:  Herrn Oberbürgermeister Sebastian Schrempp 

- Der Verbandsvorsitzende -



NACHBARSCHAFTSVERBAND KARLSRUHE 
VERBANDSVERSAMMLUNG  
am 10. November 2025 
 Vorlage 16/2025 
 zu TOP 9  
 
 
 
TOP 9 Informationen aus der Verwaltung (mündlicher Bericht) 
  
 
Für die Überarbeitung der im Flächennutzungsplan dargestellten „besonderen Vege-
tationsflächen“ benötigt die Planungsstelle kein Geld für externe Leistungen. 
 
 
 
 
Beschluss: 
 
Die Verbandsversammlung nimmt die Informationen aus der Verwaltung zur Kennt-
nis. 
 
 
 
 
 
 

- Der Verbandsvorsitzende - 
 


	VV_alle TOPs mit Anlagen_2025_11
	2025_11 Tagesordnung VV
	TOP 1 NVK Jahresabschluss 2024 Feststellungsbeschluss_Anlage
	TOP 1 NVK Jahresabschluss 2024 Feststellungsbeschluss
	NACHBARSCHAFTSVERBAND KARLSRUHE
	Feststellungsbeschluss
	Finanzvermögen, Forderungen 



	VV_alle TOPs mit Anlagen_2025_11
	TOP 1 NVK Jahresabschluss 2024 Feststellungsbeschluss_Anlage
	TOP 1 NVK Jahresabschluss 2024 Feststellungsbeschluss
	Feststellungsbeschluss
	Beschluss:




	TOP 1 NVK Jahresabschluss 2024tstellungsbeschluss_mit Anlage 13
	VV_alle TOPs mit Anlagen_2025_11
	TOP 1 NVK Jahresabschluss 2024 Feststellungsbeschluss_Anlage
	Anlage TOP 1 Aufstellungsbeschluss NVK JA 2024 11.08.2025
	Deckblatt



	VV_alle TOPs mit Anlagen_2025_11
	TOP 2 Vereinbarung Verwaltungsleihe_Anlage.
	TOP 2 Vereinbarung Verwaltungsleihe
	Anlage TOP 2_NVK_Verwaltungsleihe Vereinbarung

	TOP 3 Aufstellungsbeschluss EL-S-E002 Schröcker Tor_Anlage.
	TOP 3 Aufstellungsbeschluss EL-S-E002 Schröcker Tor
	Anlage TOP 3_Einzelblatt_ EL-S-E002_Schröcker Tor
	Nachbarschaftsverband Karlsruhe
	Einzeländerung des Flächennutzungsplans FNP 2030
	Restriktionen:

	Siedlungstyp
	1. Beschreibung und Begründung:
	2.  Umweltbericht


	TOP 4 Aufstellungsbeschluss KA-Rintheimer Querallee_Anlage.
	TOP 4 Aufstellungsbeschluss KA-Rintheimer Querallee
	Anlage TOP 4_KA-Rintheimer_Querallee
	Nachbarschaftsverband Karlsruhe
	Einzeländerung des Flächennutzungsplans FNP 2030
	Restriktionen:

	Siedlungstyp
	1. Beschreibung und Begründung:
	2.  Umweltbericht


	TOP 5 Abschließender Beschluss KA-LW_E002 Herausnahme Kleintierzuchtanlage Stupferich__Anlage.
	TOP 5 Abschließender Beschluss KA-LW_E002 Herausnahme Kleintierzuchtanlage Stupferich
	Anlage TOP 5 Einzelblatt-KA-LW_E002_Herausnahme_Kleintierzuchanlage
	Nachbarschaftsverband Karlsruhe
	Einzeländerung des Flächennutzungsplans FNP 2030
	Restriktionen:

	Siedlungstyp
	1. Beschreibung und Begründung:
	2.  Umweltbericht
	3. Zusammenfassende Stellungnahme der Planungsstelle / Empfehlung für die weiterführende Planung

	Anlage TOP 5 Abwägungstabelle KA-LW-E002_Herausnahme Kleintierzuchtanlage

	TOP 6 Regionalpl. Nordschwarzwald_StN NVK_Anlage.
	TOP 6 Regionalpl. Nordschwarzwald_StN NVK
	Anlage TOP 6 Regionalpl. Nordschwarzwald_StN NVK

	TOP 7 Sachstand 50 Jahre NVK - mündlicher Bericht
	TOP 8 Wahl Verbandsvorsitz 2026_2027
	NACHBARSCHAFTSVERBAND KARLSRUHE

	TOP 9 Informationen aus der Verwaltung
	NACHBARSCHAFTSVERBAND KARLSRUHE





